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vortr. Hofrat Dr. Robert Hink Dr. Reinhard Platzer Bgm. Helmut Médlhammer
Generalsekretér Generaldirektor Président
Gemeindebund Kommunalkredit Austria AG Gemeindebund
Vorwort

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser!

Die Burgermeisterinnen und Blrgermeister unseres Landes sind von allen Politikern den
Birgern am nachsten. Sie sind fir die Menschen direkter Ansprechpartner und sorgen
mit groBem persénlichem Einsatz fir das Wohl der Aligemeinheit in unseren Gemeinden.

Durch das Fortschreiten der Dienstleistungsgesellschaft und dem damit verbundenen
Wandel in der Verwaltung hat sich das Anspruchsprofil der kommunalen Politiker in den
letzten Jahren drastisch geédndert. Der Blrgermeister bt nicht mehr nur die hoheitliche
Verwaltung als Behdrde aus, sondern wird vielfach durch Ausgliederungen auch unter-
nehmerisch tatig. Er ist direkter Verantwortungstrager und haftet auch fir seine Hand-
lungen als Manager der Gemeinde.

Die Entschadigungen fir die Leistung der Birgermeister/innen und deren soziale Absi-
cherung konnte jedoch mit dieser neuen Aufgabenflut und der immer steigenden Ver-
antwortung nicht Schritt halten. Zunehmend fallt es den Gemeinden daher schwer, ge-
eignete Kandidaten/innen flr das Blrgermeisteramt zu finden. In vielen Gemeinden gibt
es bei den Wahlen Uberhaupt nur noch einen Kandidaten, eine demokratiepolitisch Uber-
aus bedenkliche Entwicklung.

Auf der anderen Seite stehen immer wieder die Einkommensverhaltnisse und die
Arbeitsleistung von Politikern in der 6ffentlichen Kritik. Oft beruht die daraus resultie-
rende Debatte auf unvollstdndigen oder nicht reprasentativen Daten. Haufig existiert
somit ein Widerspruch zwischen der alltdglichen Realitdt kommunaler Vertreter und
der 6ffentlichen Wahrnehmung. Um Aufklarungsarbeit zu leisten, hat nun der Oster-
reichische Gemeindebund den renommierten Arbeits- und Sozialrechtswissenschafter
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal gebeten, eine Studie hinsichtlich der sozialen Stellung
von Burgermeistern/innen zu erstellen.
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Der vorliegende Band gibt einen Uberblick tiber die Studie und stellt erstmals in gesam-
melter Form die rechtliche und soziale Stellung der Gemeindemandatare aller Bundes-
lander (ausgenommen Wien) dar. Zusatzlich finden Sie in dieser Schriftenreihe die Er-
gebnisse einer ausfuhrlichen Erhebung zu diesem Thema, an der 910 Blrgermeis-
ter/innen (von insgesamt 2.358) teilgenommen haben.

Unser Dank und unsere Anerkennung gilt den Autoren Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal
und seiner Assistentin Dr. Katharina Korber. Durch die vorliegende Studie wurde eine
wesentliche Basis geschaffen, um zukunftig die soziale Stellung von kommunal enga-
gierten Personen leistungsgerecht und fair gestalten zu kénnen.

Generalsekretar Generaldirektor Président
vortr. Hofrat Dr. Robert Hink Dr. Reinhard Platzer Bgm. Helmut Moédlhammer

Wien, im August 2006
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1. Allgemeines

Teil I:
Einleitung

1. ALLGEMEINES

1.1. GEMEINDE, BURGER UND STAAT

Die Republik Osterreich ist bekanntlich kein einheitlicher Flachenstaat, sondern wird aus
neun Bundeslandern gebildet, die ihrerseits territorial in Gemeinden gegliedert sind. Ne-
ben Wien, das Gemeinde und Bundesland ist und in Konsequenz dieser Doppelfunktion
in vielféltiger Hinsicht eine Sonderstellung aufweist, sowie neben den anderen Stad-
ten mit eigenem Statut, die ebenfalls Sonderregeln unterliegen, bilden die insgesamt
2.358 Gemeinden die unterste verfassungsrechtlich vorgegebene territoriale Gliederung
des Bundesgebiets.!

Das theoretische Strukturprinzip der Republik ist dabei auf allen Ebenen das der Ge-
bietskdrperschaft, also einer juristischen Person, deren Substrat auch bei territorialer
Gliederung die Menschen sind, die im jeweiligen Territorium leben. In dieser Struktur be-
greift sich der Staat nicht als Gegentber des Biirgers, sondern wird signalisiert, dass die
Birger den Staat in all seinen Ebenen selbst bilden.

Real am ehesten erlebbar wird dieses ,Wir“-Prinzip auf Ebene der Gemeinde?: Hier er-
fahrt der Mensch in Alltagssituationen, dass er dem Staat nicht gegentber tritt, sondern
die Gebietskdrperschaft durch die Burger gebildet wird. Das Gemeindeamt, der Blrger-
meister, die Gemeindemandatare werden Ublicherweise als Teil ,unserer” Lebenswelt
verstanden und erfahren. Auf dieser Ebene staatlicher Organisation verschmelzen das
Individuum und die staatliche Organisation, verdichtet sich gleichsam die Summe der
Birger zur staatlichen Organisation und — umgekehrt gedacht — 16st sich der Staat in
seine Individuen auf: In dieser Struktur wird Demokratie als staatliches Organisations-
prinzip unmittelbar erlebbar.

1.2. ZUR POSITION DER FUNKTIONSTRAGER

Von einem theoretischen wie von einem praktischen Standpunkt sind daher Fragen der
Gemeindeorganisation von groBer Bedeutung fir das Verhéltnis zwischen Staat und
Birger und das Verstandnis von Birger und Staat im Zusammenwirken.

Dies erkennt man an der hohen Bedeutung der Individuen flr das Wahlverhalten der
Birger, das auf Gemeindeebene traditionell stark durch Persdnlichkeiten bestimmt ist,

' Zu allgemeinen Fragen des Gemeinderechts vgl Neuhofer, Gemeinderecht? (1998) samt umfangreichen Literaturan-
gaben. ) }

2 Vgl in diesem Sinne auch Ohlinger, Die Osterreichischen Gemeinden und die européische Union, in: Osterreichischer
Gemeindebund, Osterreichischer Stadtebund (Hrsg), 40 Jahre Gemeindeverfassungsnovelle 1962 (2002) 3 mwN.
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wahrend es bei Wahlen auf Landes- und Bundesebene starker ideologischen Bindungen
und Mustern folgt, obwohl auch hier Verdnderungen durch die mediale Insze-
nierung der Wahlk&dmpfe hin zu einer starkeren Personalisierung beobachtet werden
kénnen.

Dabei ist das bisherige Konzept der &sterreichischen Staatsorganisation fiir die Vielzahl
der kleinen Gemeinden stark blrgerorientiert und unmittelbar demokratisch so ausge-
richtet, dass es im Prinzip jedem Birger méglich sein sollte — persénliches Engagement
und Akzeptanz durch die Mitblrger vorausgesetzt — Funktionen auf Gemeindeebene
wahrzunehmen.

Unter diesem Blickwinkel ist die Position der Funktionstrager gerade auf Gemeindeebe-
ne von groBer Bedeutung: In den Gemeindemandataren und Burgermeistern findet sich
ein wesentliches Bindeglied zwischen dem Buirger und der staatlichen Organisation. Sie
fungieren gleichsam als ,Kitt“ zwischen der Bevdlkerung und der staatlichen Struktur und
besitzen so gesehen flr die innere Kohasion unseres Gemeinwesens eine zentrale Be-
deutung.

In den letzten Jahren hat es allerdings den Anschein, als wirde dieser Kitt bréckeln: Im-
mer wieder wird von Situationen berichtet, in denen Gemeindemandatare ihr Amt nach
relativ kurzer Zeit zur Verfigung stellen, weil sie sich zeitlich Uberlastet fuhlen; immer
wieder werden Probleme in der Rekrutierung geeigneter Kandidaten berichtet; immer
wieder wird Unmut Uber die Arbeitsbedingungen und Abgeltung der Gemeindemandata-
re geduBert. Vereinzelt wird sogar von Ortsgemeinden berichtet, in denen es problema-
tisch war, Funktionstrager fir leitende Funktionen bis hin zum Blrgermeisteramt zu ge-
winnen.

Bei alledem werden regelmaBig die steigende bzw gestiegene Arbeitsbelastung, die ho-
he Verantwortung und die schlechte Einkommenssituation und soziale Absicherung der
Gemeindemandatare — und unter diesen insbesondere der Birgermeister — als Proble-
me mit verursachende Faktoren genannt.

Soweit dies zutrifft, misste dies als Alarmzeichen der demokratischen Strukturierung un-
seres Gemeinwesens gewertet werden: Wenn es fir den Blrger unattraktiv oder gar un-
zumutbar wird, auf jener Ebene, in der die Kohasion zwischen Burger und Staat unmit-
telbar erlebbar wird, staatliche Funktionen anzustreben, besteht die Gefahr, dass die
Auswahl der Funktionstrager durch Faktoren beeinflusst wird, die dem bisherigen Kon-
zept der Realisierung von Demokratie auf der untersten Basis unseres Gemeinwesens
fremd sind:

Selbst wenn man namlich davon ausgeht, dass unter dem Chiffre ,persdnliches Enga-
gement® immer eine Vielzahl von Einzelaspekten fur die Ausibung politischer Tatigkeit
ausschlaggebend ist, ware es bedenklich, wenn es zum Zeichen persdnlicher, sozialer
und 6konomischer Kompetenz wird, Funktionen auf Gemeindeebene abzulehnen, weil
man sie sich nicht mehr Leisten kann bzw ,antun® will: Wirde die Austibung der Funk-
tion verstarkt an diesen Aspekten scheitern, kénnte dies zu einer Verschiebung der Inte-
ressengewichtungen auf Gemeindeebene flhren, deren Folgen nicht erstrebenswert
sind.

8 Schriftenreihe Rechts- und Finanzierungspraxis der Gemeinden [RFG]



2. Ziel und Aufbau der Untersuchung

2. ZIEL UND AUFBAU DER UNTERSUCHUNG

2.1. AUSGANGSLAGE

Von dieser Einschatzung ausgehend, war es Ausgangsthese der Untersuchung, dass
die Hohe und rechtliche Ausgestaltung der finanziellen Entschadigung, die politischen
Funktionstragern auf Gemeindeebene flr ihre Tatigkeit gebihrt, die Gewinnung geeigne-
ter Mandatare erschwert, und dass diese Situation vor allem angesichts verdnderter
Aufgaben fir die Gemeinde im Laufe der letzten Jahrzehnte problematischer geworden
ist.

2.2. TEILUNTERSUCHUNGEN

Um diese These zu Uberpriifen, wurde zum einen ein Uberblick (iber die derzeitige sozia-
le Absicherung vom Gemeindemandataren sowie wichtige Verédnderungen der Rechtsla-
ge in den letzten etwa zehn Jahren erstellt, und zum anderen in einer empirischen Un-
tersuchung ein Uberblick Uber die reale Einkommens- und Lebenssituation bei jener
Personengruppe gewonnen, bei der das Problem am meisten drangt, namlich bei Bir-
germeistern.

Die sozialrechtliche Untersuchung erfolgte am Institut fir Arbeits- und Sozialrecht der
Universitdt Wien durch Dr. Katharina Kérber als rechtsdogmatische Analyse jener lan-
desrechtlichen Regelungen, die fir die Abgeltung bzw Entschadigung der Tétigkeit der
Gemeindemandatare und Blrgermeister maBgeblich sind. Dabei konnte die Autorin in-
tensive eigene Recherche mit Hilfestellung durch Auskunftspersonen in Landesregierun-
gen verbinden; Frau Dr. Kérber und den Ansprechpartnern auf Landesebene sei hiermit
ausdriicklich gedankt.

Die empirische Untersuchung beschrankte sich auf die soziale und einkommensméaBige
Situation der Blrgermeister, weil diese rechtlich anders gestaltet ist als jene der Gemein-
derate und die normative Grundlage andere funktionale Effekte besitzt. Sie erfolgte durch
IFES — Institut fir empirische Sozialforschung — unter der Verantwortung von Dr. Gert
Feistritzer als IFES-Projektleiter. Methodisch wurde eine Selbstausfiiller-Befragung an-
hand eines standardisierten Fragebogens im Mai 2006 durchgefihrt, wobei der Frage-
bogen elektronisch an alle 2.385 Gemeinden ausgesendet wurde. Der Ricklauf erfolgte
per Post, elektronisch oder via Fax an das Institut fir Arbeits- und Sozialrecht der Uni-
versitat Wien bzw an IFES. Trotz der knappen Ricklaufzeit von etwa zehn Tagen wurde
eine Ruicklaufquote von 38% (910 Fragebdgen) erzielt. Auch IFES und Herrn Dr. Feist-
ritzer sei an dieser Stelle fir die reibungslose Zusammenarbeit ausdriicklich gedankt.

2.3. AUSWERTUNG

In der vorliegenden Studie werden die wesentlichen Ergebnisse beider Teiluntersuchun-
gen dargestellt. Dabei wird zunachst auf Ergebnisse der rechtsdogmatischen Teilunter-
suchung (Teil Il dieser Studie) eingegangen und im Anschluss daran die empirische Un-
tersuchung ausgewertet (Teil lll dieser Studie). In Teil IV dieser Studie werden die Er-
gebnisse beider Teile in zusammenfassenden Schlussfolgerungen ausgewertet und Vor-
schlage far eine kinftige Gestaltung gemacht.
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1. Einleitung

Teil II:
Sozialrechtliche Aspekte

1. EINLEITUNG

Gegenstand der rechtsdogmatischen Untersuchung waren die Anspriiche von Gemein-
demandataren und insb Biirgermeistern in Osterreich. Dabei stand zunachst die Frage
im Mittelpunkt, welche Rechtsbeziehung zwischen Gemeindemandataren bzw Burger-
meistern und der jeweiligen Gemeinde besteht, und welche Rechtsnatur die Entschadi-
gungen fir solche Tatigkeiten haben.

Dabei ist davon auszugehen, dass Birgermeister bzw sonstige Gemeindemandatare ein
politisches Amt ausliben, welches durch Wahl vergeben wird. Zwischen der Gemeinde
und dem Mandatar besteht kein privatrechtlicher (zB Arbeits-)Vertrag®, sondern eine 6f-
fentlich-rechtliche Individualbeziehung (,Vertragsverhaltnis®) sui generis. Wahrend dieser
bzw fir diese Tatigkeit stehen den Mandataren Bezlige zu, die auf 6ffentlich-rechtlicher
Grundlage gewahrt werden und landesgesetzlich geregelt sind.4

Beziige werden funktional als Abgeltung der Tatigkeiten einschlieBlich des Ersatzes von
Aufwendungen in Form von Zahlungen und Vergunstigungen gewéahrt. Mit dem ,neutra-
len® Begriff ,Bezug® wird letztlich die —im Einkommenssteuer- und Sozialrecht sensible —
Frage umschifft, ob bzw wie weit die Zahlung bzw Vergunstigung als Entgelt oder als
Aufwandsentschadigung zu qualifizieren ist. Dass dies Abgrenzungs- und Koordinati-
onsprobleme aufwirft, ist evident.

Vom Ansatz der Studie ausgehend, ware es jedoch unzulanglich, wirde man nur die Be-
zlge in die Betrachtung einbeziehen, auf die der Funktionstradger wahrend bzw fiir diese
Tatigkeit Anspruch hat, weil die Entscheidung, ob jemand eine Funktion auf Gemeinde-
ebene Ubernimmt, auch von anderen Determinanten, insbesondere seiner sozialen und
einkommensmaBigen Position auch nach dem Ausscheiden aus der Funktion abhangt.
Aus diesem Grund wurden in die Untersuchung neben dem Aktivbezug auch andere
Verglnstigungen einbezogen, die Gemeindemandataren und Burgermeistern zustehens:
Neben der Pension sind dies Regelungen Uber die Gestaltung der Entgeltfortzahlung im
Fall der Dienstverhinderung, Gewahrung von Zahlungen nach dem Ende der Mandats-
periode ohne Pensionierung und die Gewahrung einer Zusatzversorgung in der Alters-
versorgung im Wege von Pensionskassen. Diese Verglnstigungen kénnen als Bezlige
im weiteren Sinn verstanden werden, werden in der vorliegenden Studie jedoch als
,sonstige Vergilnstigen“ bezeichnet.

3 Vgl auch Sedlacek/Héfle, Das Pflichtversicherungsverhaltnis der Gemeindemandatare, RFG 2004/40.

4 Vgl auch VfGH 17. 12. 1980, A 5/79.

5 Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass auf die Regelungen der Gemeinde Wien sowie der Stadte mit
eigenem Statut nicht eingegangen wird, da dies fiir die angeforderte Studie nicht von Relevanz ist.
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Von Bedeutung sind schlieBlich auch jene Regelungen, die die Ausibung einer sozial
abgesicherten Stellung neben der Funktion als Gemeindemandatar ermdglichen; des-
wegen wird auf die Moéglichkeit der Vereinbarkeit der Tatigkeit als Gemeindefunktionar
mit der Tatigkeit als Bundes-, Landes- und Gemeindebediensteter eingegangen.

Dartiber hinaus wurde auch die sozialrechtliche Absicherung von Gemeindemandataren
bzw Blrgermeistern untersucht, wobei die Vorsorge fir die Versicherungsfélle Krankheit
und Unfall, Arbeitslosigkeit sowie das Pensionsrecht dargestellt wurden.

Dem Pensionsrecht der Blrgermeister® wurde wegen seiner besonderen Bedeutung ein
eigener Abschnitt gewidmet. Dabei wurden die (landesrechtlichen) Pensionsregelungen
nach dem ,Pensionsrecht alt” und das ,Pensionsrecht neu®, welches auf dem Bezlige-
begrenzungs-BVG (BezBegr-BVG, BGBI | 1997/64) und dem Bezugebegrenzungsgesetz
(BezBegrG, BGBI | 1997/64) beruht, dargestellt. Auf die Untersuchung der einzelnen
Ubergangsbestimmungen fiir Biirgermeister, die zum Stichtag des In-Kraft-Tretens des
Pensionsrechts neu bereits im Amt waren, wurde mangels Relevanz fir die vorliegende
Untersuchung nicht ndher eingegangen.

Hinsichtlich des auf Landesgesetz beruhenden Pensionsrechts alt wurden folgende
Punkte genauer untersucht: Anspruchsgrundlage, Pensionsanwartschaft und Pensions-
anspruch, Bemessungsgrundlage, Pensionsbeitrag und Pensionshdhe, Anspruchsver-
nichtung bzw -klrzung, Ansprliche von Hinterbliebenen, Abfindungen sowie allféllige
sonstige relevante Bestimmungen.

Das Pensionsrecht neu wird durch das BezBegr-BVG und das BezBegrG determiniert,
weswegen zunachst die einschlagigen Bestimmungen dieser Gesetze behandelt wur-
den. Weil in diesen Normen die Landesgesetzgeber erméachtigt wurden, den Regelungen
des BezBegrG entsprechende Regelungen zu erlassen, wurden auch diese landesge-
setzlichen Regelungen dargestellt, wobei sich Abweichungen lediglich im Beitragssatz
und dem von der Gemeinde an den zusténdigen Sozialversicherungstrager zu Gberwei-
senden Anrechnungsbetrag ergeben.

In der rechtsdogmatischen Teiluntersuchung wurden auch sowohl die bundesverfas-
sungsrechtlichen Regelungen betreffend die Bezilige von 6ffentlichen Mandataren (Bez-
Begr-BVG) als auch die jeweiligen landesgesetzlichen Regelungen Uber die Aktivbeziige
von Gemeindemandataren und Blrgermeistern untersucht. Dabei wurden die Hbéhe der
Bezlge flr die einzelnen relevanten Funktionen, Freistellungsregelungen fir Landes-
und Gemeindebedienstete fur die Tatigkeit als Mandatar, Entgeltfortzahlungsregelungen
fir den Fall der Krankheit des Mandatars sowie Regelungen Uber die freiwillige Pensi-
onsvorsorge und allfallige sonstige relevante Bestimmungen behandelt.

6 Fur Gemeindemandatare existiert keine landes- bzw bundesgesetzliche Pensionsregelung.
7 Vor In-Kraft-Treten des BezBegr-BVG.
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2. BEZUGE WAHREND DER FUNKTIONSAUSUBUNG

2.1. BURGERMEISTER

Die einzelnen Landesgesetzgeber haben hinsichtlich der Bezlige ihrer Gemeindefunktio-
nare teilweise sehr unterschiedliche Regelungen getroffen, die sich jedoch im vom Bun-
desgesetzgeber gesteckten Rahmen des BezBegrG halten. Die Mehrzahl der Lander
legt einen bestimmten Prozentsatz des jahrlich valorisierten Ausgangsbetrags nach § 2
BezBegrG (2006: € 7.905,20) fur Birgermeister, jeweils in Abh&ngigkeit von der GréBe
der Gemeinde, fest. Die Prozentsatze differieren jedoch stark:

Bundesland Kleinste Einheit GroBte Einheit
Burgenland Bis 500 EW: 10% >7.000 EW: 46%
(€790,52) (€ 3.636,39)
Kéarnten Bis 1.000 EW: 29% >20.000 EW: 84%
(€ 2.292,50) (€ 6.640,36)
Niederdsterreich Bis 500 EW: 12%—22% >20.000 EW: 80%
(€ 948,62/1.739,14) (€ 6.324,16)
Oberosterreich Bis 1.000 EW: 20% >20.000 EW: 100/75%
(€ 1.581,04) (Haupt- od. Nebenbeschaftigung)
(€ 7.905,20/5.928,90)
Steiermark Bis 500 EW: 18% >20.000 EW: 85%
(€ 1.422,93) (€ 6.719,42)
Tirol Bis 500 EW: 19,8% >10.000 EW: 59,4%
(€ 1.565,23) (€ 4.695,70)

In Salzburg sind Fixbetrdge normiert, welche von € 2.034 (bis 1.000 EW) bis zu € 5.813
(>13.000 EW) variieren. In Vorarlberg sind die Bezlge von der jeweiligen Gemeinde
selbst festzusetzen. Allerdings ist vorgesehen, dass die Landesregierung nach Anhérung
des Vorarlberger Gemeindeverbandes durch Verordnung fir vergleichbare Gruppen von
Gemeinden Betréage festzusetzen hat, die die Gemeinden bei der Festsetzung der BezU-
ge der Burgermeister nicht unter- und nicht Gberschreiten dirfen. Dabei hat die Landes-
regierung den Umfang der Tatigkeit der Blrgermeister zu berlcksichtigen.

2.2. GEMEINDERATSMITGLIEDER MIT BESONDEREN FUNKTIONEN

Flr sonstige Gemeinderatsmitglieder, die zusatzlich eine Funktion (zB Vizeblrgermeis-
ter, Kassier etc) austben, sehen alle Landesgesetze Vergitungen vor, die meistens
durch einen (entsprechend geringeren) Prozentsatz der Entschadigung des Blirgermeis-
ters, zT auch einen Prozentsatz des Ausgangsbetrags, der sich nach der GréBe der
Gemeinde richtet, berechnet werden. In Karnten und Vorarlberg ist vorgesehen, dass der
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Gemeinderat selbst entsprechende Entschadigungen durch Verordnung vorsehen kann,
die sich an der tatséchlichen Funktion, der GréBe der Gemeinde und entsprechenden
Maximalbetrdgen zu orientieren haben. In Salzburg haben Mitglieder des Gemeinderats
im Falle besonderer Aufgaben Anspruch auf den Ersatz tatséchlicher Aufwendungen und
des Verdienstentgangs.

2.3. GEMEINDERATSMITGLIEDER OHNE WEITERE FUNKTIONEN

Fiar bloBe Mandatare, dh Gemeinderatsmitglieder, die keine zusatzlichen Funktionen
auslben, sind die Regelungen in den einzelnen Bundeslandern recht unterschiedlich.

Bundesland Entschadigung
Burgenland Sitzungsgeld: € 29,10 je Sitzung
Kérnten Sitzungsgeld:

bis 10.000 Einwohner: 2% des Ausgangsbetrags (€ 158,10)
>10.000 Einwohner: 3% des Ausgangsbetrags (€ 237,16)

Niederdsterreich Sitzungsgeld:
20% des Bezugs des Blrgermeisters

Oberdsterreich Sitzungsgeld:
1%—3% des Bezugs des Birgermeisters

Salzburg FUr jeden Sitzungstag: € 358,90 (2006)

Steiermark Maximal 1% des Ausgangsbetrag je Sitzung (€ 79,05)

Tirol Keine Bestimmungen eruierbar

Vorarlberg Nach Art und Umfang der Aufgaben festzulegen, keine Obergrenzen

2.4. SONSTIGE VERGUNSTIGUNGEN
2.4.1. Entgeltfortzahlung fiir Zeiten der Amtsverhinderung

Wenn der Blrgermeister an der Amtsaustibung verhindert ist, stellt sich die Frage, ob
und gegebenenfalls wie lange er den Anspruch auf Bezlige nach dem jeweiligen Lan-
desgesetz behélt. Dies ist in den einzelnen Bundeslandern wiederum unterschiedlich ge-
regelt. In den Bezligegesetzen von Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg bestehen
keine Regelungen zur Entgeltfortzahlung. In den restlichen Bundesldndern besteht hin-
gegen ein ausdrlcklicher Anspruch, wobei allerdings dessen Ausmalf differiert. Der
Grund fOr die Verhinderung ist in allen Gesetzen, in denen Entgeltfortzahlungsregelun-
gen existieren, unerheblich.
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Bundesland Entgeltfortzahlungsregelungen

Burgenland Anspruch bleibt flir zwei Monate bestehen, danach ruht er
vollstandig (Stellvertreter bekommt Bezug des verhinderten
Burgermeisters)

Kéarnten Anspruch bleibt flir sechs Monate bestehen, nach zwei Monaten
reduziert er sich auf zwei Drittel (Rest bekommt Stellvertreter des
verhinderten Blrgermeisters)

Rechtslage bei hauptberuflichen Biirgermeistern von Gemeinden
>10.000 Einwohner unklar, Birgermeister behalt offensichtlich den
vollen Bezug fir sechs Monate (Stellvertreter bekommen je 100%
Zuschlag zu ihrem eigenen Bezug)

Niederbdsterreich Anspruch bleibt fiir zwei Monate bestehen, danach reduziert er
sich auf 80% (Stellvertreter bekommt dasselbe wie Blrgermeister)

Oberosterreich Anspruch bleibt flir drei Monate bestehen, im Krankheitsfall fir
ein Jahr

2.4.2. Zusatzversorgungen — Pensionskassen

§ 15 BezBegrG regelt die freiwillige Pensionsvorsorge fir politische Mandatare. Dem-
nach ist fir Organe, die nach § 2 des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 keinen anderen
Beruf austben durfens, ein Betrag von 10% der Bezlige inkl Sonderzahlungen in die vom
Organ ausgewahlte Pensionskasse oder an ein von ihm ausgewahltes Versicherungsun-
ternehmen fir einen Versicherungsvertrag fir eine Rentenversicherung ohne Rickkaufs-
recht zu leisten (Abs 1 leg cit).

Gem Abs 2 leg cit kdnnen sich alle tbrigen, von Abs 1 nicht erfassten, Organe durch Er-
klarung zur Leistung eines Beitrages in eine von ihnen ausgewahlte Pensionskasse ver-
pflichten. Bei Abgabe einer solchen Erklarung durch das Organ verringern sich die ihm
geblhrenden Bezlige auf zehn Elftel und ist fiir das Organ ein Beitrag von 10% der so
verringerten Bezlige und Sonderzahlungen an die Pensionskasse zu leisten.

Die Bestimmung des § 15 Abs 2 BezBegrG wurde in allen Landes-Bezligegesetzen in-
haltsgleich umgesetzt. Demnach haben alle Biirgermeister die Mdglichkeit, sich durch
Erklarung zur Leistung eines Beitrags in eine Pensionskasse zu verpflichten.

Lediglich in Oberésterreich wurde auch § 15 Abs 1 BezBegrG umgesetzt, wobei ein
verpflichtender Beitrag der Gemeinde (ohne Kirzung des Bezugs) fur alle hauptberufili-
chen Birgermeister vorgesehen ist. § 2 Abs 3 BezBegr-BVG erméchtigt die Landes-
gesetzgeber jedoch ausschlieBlich dazu, Regelungen fir die freiwillige Pensionsvorsorge
im selben Ausmal3 wie § 15 BezBegrG vorzusehen. Diese Regelung ist zwar aus Sicht
des abgesicherten Personenkreises interessant, wird von Kérber® jedoch zutreffend fur
verfassungsrechtlich problematisch erachtet.

8 Von dieser Regelung sind Biirgermeister und andere Gemeindemandatare nicht betroffen.
9 Vgl dazu Pkt C Il 2.5. der rechtsdogmatischen Teiluntersuchung.
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2.4.3. Bezugsfortzahlung nach Ende der Burgermeister-Funktion

Eine Fortzahlung des Bezugs nach dem Ende der Birgermeisterfunktion sehen die
§§ 3 Abs 5ff 06 GBezG (06 Gemeinde-Bezligegesetz 1998, LGBI 1998/9) fir haupt-
berufliche Organe vor, die nach Ende einer Funktionsausibung ,keinen Anspruch auf
die Fortsetzung einer Erwerbstatigkeit® haben. Damit sind wohl'® Personen gemeint,
die keine sonstige Tatigkeit auslben und somit erwerbslos sind. Auf Antrag gebuh-
ren diesen Personen eine Fortzahlung von 75% ihrer monatlichen Bezlge sowie an-
teilsmaBige Sonderzahlungen. Fir den Fall, dass Einklnfte nach §2 Abs 3 Z5 bis
7 EStG (Einkinfte aus Kapitalvermégen, Vermietung und Verpachtung sowie sons-
tige Einkiinfte im Sinne des § 29 EStG) bzw Anspriche auf solche Einkinfte vorlie-
gen, ist jeweils ein Zwdlftel dieser Jahreseinkinfte von den monatlichen Bezugsfort-
zahlungsansprichen in Abzug zu bringen. Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung besteht
nur so lange, als nicht ein Anspruch auf Geldleistung fir die Auslbung einer neuerli-
chen Funktion nach diesem Landesgesetz oder nach anderen vergleichbaren bundes-
oder landesrechtlichen Vorschriften oder eine Funktion im Rahmen der Europaischen
Gemeinschaften, eine sonstige Erwerbstétigkeit oder eine Pension zusteht bzw wenn
das Organ darauf verzichtet hat oder einen daflrr erforderlichen Antrag nicht gestellt
hat. Die Bezugsfortzahlung ist auf maximal sechs Monate limitiert. Darlber hinaus be-
kommt das Organ einen Monat Bezugsfortzahlung je volles Jahr der Funktionsibung.
Diese Regelung entspricht inhaltlich dem § 6 BezBegrG und ist daher verfassungs-
konform.

2.5. ANTIKUMULIERUNGSBESTIMMUNGEN

2.5.1. Freistellungsanspriiche von Landes- und Gemeindebediensteten fir
die Tatigkeit als Gemeindemandatar

In allen Bundeslandern besteht die Mdglichkeit/Notwendigkeit einer Dienstfreistellung fiir
Landes- und Gemeindebedienstete (Beamte und Vertragsbedienstete), wenn diese ein
Amt als Gemeindemandatar bzw Birgermeister austiben. Die Anspriche sind jedoch ih-
rem Umfang nach unterschiedlich ausgestaltet, wobei sich zwei grundsatzliche Tenden-
zen herausarbeiten lassen. Einige Bundeslander (Burgenland, Kéarnten, Niederdster-
reich, Tirol, Vorarlberg) sind bei der Gewahrung von Freistellungen eher groBzlgig,
Dienstfreistellungen und Dienstplanerleichterungen werden in der Regel ,im erforderli-
chen Umfang“ gewéhrt. In Oberésterreich und Salzburg ist hingegen vorgesehen,
Dienstfreistellungen nur subsidiar zu Dienstplanerleichterungen zu gewahren. Eine ,Aus-
reiBerregelung® findet sich im Steiermarkischen Recht. Dort ist fur Gemeindemandatare
keine Freistellung vorgesehen, die Gemeinde- und Landesbeamten sind vielmehr dazu
angehalten, im Rahmen von Gleitzeitsystemen Fehlzeiten aufgrund der Tatigkeit als
Mandatar einzuarbeiten. Nur in Ausnahmeféallen sehr groBer Arbeitsbelastung des Man-
datars kann auf Antrag eine Freistellung genehmigt werden.

10 Die Textierung des Gesetzes ist etwas verunglickt.
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Unterschiedlich geregelt ist in den Bundeslandern auch, ob wahrend der Dienstfreistel-
lung die Bezlige als Landes- oder Gemeindebediensteter weiter gewéahrt werden. In
Kéarnten, Oberdsterreich, Salzburg und Tirol ist eine anteilige Kirzung der Bezlge aus-
driicklich vorgesehen, die Regelungen in der Steiermark sagen dazu nichts N&heres
aus. In allen anderen Bundeslandern werden die Bezlge wéhrend der Freistellung un-
eingeschrénkt weiter gewahrt.

2.5.2. Beziigebegrenzungs-BVG

Die Landesgesetzgeber sind bei der Festsetzung der Beziige von Gemeindefunktionéren
an die Begrenzungen des Bezligebegrenzungs-BVG gebunden. Dieses legt einerseits
eine Obergrenze flr den Bezug fir die jeweils ausgelbte Funktion und andererseits ei-
ne Begrenzung der Anzahl der zuldssigen Bezlge (Ruhebeziige) aus 6ffentlicher Hand
fest.

Als Obergrenze fiir den Bezug eines Gemeindefunktionars dirfen die Landesgesetzge-
ber einen Prozentsatz des Ausgangsbetrags (Bezug eines Mitglieds des Nationalrats,
2006: € 7.905,02) festlegen, der sich am quantitativen und qualitativen AusmaB der T&-
tigkeit orientieren muss. Die Landesgesetzgeber bewegen sich dabei alle im vom Bez-
BegrG vorgegebenen Rahmen.

Die zahlenméaBige Beschrankung der Beziige wirkt sich fir Gemeindefunktionare folgen-
dermaBen aus: Es dirfen hochstens zwei Beziige oder Ruhebeziige von Rechtstra-
gern bezogen werden, die der Kontrolle des Rechnungshofes unterliegen. Bestehen
Anspriiche auf mehr als zwei solcher Bezlige oder Ruhebeziige, sind alle bis auf die
zwei hochsten Beziige oder Ruhebezuge stillzulegen. Nicht einzubeziehen in diese
Regelung sind Anspriiche auf eine Pensionsleistung aus der gesetzlichen Sozialversi-
cherung und Ruhebeziige, die aufgrund von freiwilligen Beitragsleistungen bezogen
werden. Funktionare von Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern durfen zusatz-
lich zum Hoéchstbetrag des § 5 BezBegr-BVG einen weiteren monatlichen Bezug von bis
zu 4% des Ausgangsbetrags (2006: € 316,20) aus einer 6ffentlichen Funktion beziehen.

§ 5 BezBegr-BVG sieht folgende Obergrenzen bei mehr als zwei oder allenfalls héchs-
tens drei Bezligen (iVm § 4/3 BezBegr-BVG) bzw Ruhebeziigen vor:

e Bundesrechtlicher Bezug plus weiterer Bezug von einem Rechtstrager, der der Pri-
fung durch den Rechnungshof unterliegt (im Folgenden ,Rechtstréager”): 180% des
Ausgangsbetrags (2006: € 14.229,36).

e Bundesrechtlicher Bezug plus weiterer Ruhebezug von einem Rechtstrager: 160%
des Ausgangsbetrags (2006: € 12.648,32).

e Landesrechtlicher Bezug plus weiterer Bezug von einem Rechtstréager: Monatlicher
Bezug eines Mitglieds der Landesregierung des betreffenden Bundeslandes vermin-
dert um 10%.

e Landesrechtlicher Bezug plus weiterer Ruhebezug von einem Rechtstrager: Monatli-
cher Bezug eines Mitglieds der Landesregierung des betreffenden Bundeslandes
vermindert um 20%.
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Werden Bezlige oder Ruhebezlige nach den landesrechtlichen Regelungen verschiede-
ner Bundeslander bezogen, ist der monatliche Bezug des Mitglieds der Landesregierung
jenes Bundeslandes maBgebend, in dem dieser Bezug hdher ist.

3. PENSION

3.1. ALLGEMEINES

Pensionsrechtliche Regelungen bestehen in ganz Osterreich lediglich fiir Biirgermeister,
nicht jedoch fiir sonstige Gemeindemandatare. Zu unterscheiden ist im Pensionsrecht
der Blrgermeister zwischen dem Pensionsrecht ,alt* und dem Pensionsrecht ,neu®. Die
Pension der Burgermeister war bis Mitte 1998 ausschlieBlich landesgesetzlich geregelt
und mit bundesgesetzlich geregelten Pensionssystemen nicht koordiniert. Sie stand da-
her dem Bulrgermeister gegebenenfalls neben einer gesetzlichen Pension nach dem
ASVG, GSVG, FSVG oder BSVG bzw einer bundesgesetzlich oder landesgesetzlich ge-
regelten Beamtenpension zu; auch waren die landesrechtlichen Bestimmungen zur Bir-
germeister-Pension zT sehr unterschiedlich.

Durch das BezBegr-BVG und das BezBegrG ergeben sich nunmehr seit 1998 im neuen
Pensionsrecht weitestgehende Ubereinstimmungen in den jeweiligen Landesgesetzen
und erfolgte eine Koordinierung der Blrgermeisterpension mit den bundesgesetzlich
geregelten Pensionen.

3.2. PENSIONSRECHT ,,ALT*

3.2.1. Pensionsanwartschaft bzw Pensionsanspruch

Nach dem alten Pensionsrecht erwerben Bilrgermeister nach einer gewissen Mindest-
funktionsdauer eine Anwartschaft auf eine Pension. Der endgultige Anspruch entsteht
jedoch erst mit dem Erreichen eines bestimmten Mindestalters, es sei denn, der Blrger-
meister wird zur weiteren Funktionsausibung dauernd unféhig. Die Regelungen in den
einzelnen Landern sind unterschiedlich:

Bundesland Anwartschaft = Anspruch =
Mindestfunktionsdauer Mindestalter
Burgenland 10 Jahre, 5 Jahre bei dauernder |65 Jahre (Ubergangsbestimmungen:

Dienstunfahigkeit, keine Mindest- | Geburtsjahrgange bis
funktionsdauer bei Dienstunfall 1.7.1949 — 55 Jahre;

oder Berufskrankheit ab 1. 2. 1960 — 65 Jahre)

Kéarnten 9,5 Jahre, keine Mindestfunkti- 65 Jahre (55 Jahre, wenn
onsdauer bei dauernder Dienst- | Anwartschaft bis 1. 8. 1993
unfahigkeit erreicht wurde)
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Bundesland

Anwartschaft =
Mindestfunktionsdauer

Anspruch =
Mindestalter

Niederdsterreich

9,5 Jahre, 5 Jahre bei dauernder
Dienstunfahigkeit, keine Mindest-
funktionsdauer bei Dienstunfall
oder Berufskrankheit

61,5 Jahre (Ubergangsbestimmungen:
Stichtag 6/2005 — 60 Jahre,

Stichtag zwischen 6/2005 und

6/2007 — 61,4 Jahre)

Oberdsterreich 9,5 Jahre 65 Jahre (Ubergangsbestimmungen:
60. Lebensjahr bis 9/2004 vollendet —
60,2 Jahre, 60. Lebensjahr
zwischen 9 und 12/2012 — 65 Jahre)
Steiermark 10 Jahre 60 Jahre
Salzburg 10 Jahre oder zwei volle 61,5 Jahre (Ubergangsbestimmungen:
Amtsperioden (jeweils Geburtsjahrgange bis
mindestens 4 Jahre) 1.1.1942 — 60 Jahre,
zwischen 2. 10. 1943 und
1.1.1944 — 61,3 Jahre)
Tirol 11,5 Jahre 55 Jahre (ab 2006 — 60 Jahre,
ab 2007 — 61 Jahre)
Vorarlberg 9,5 Jahre Abhéngig von Funktionsdauer:

>15 Jahre — 55 Jahre;

<15 Jahre — 60 Jahre (Ubergangs-
bestimmungen: Anwartschaft nach
1.7.1998 erreicht — > 15 Jahre —
56,5 Jahre; <15 Jahre — 61,5 Jahre

3.2.2. Bemessungsgrundlage, Pensionsbeitrag, Pensionshéhe

In allen Bundeslandern ist vom Blrgermeister ein monatlicher Pensionsbeitrag zu ent-
richten. Bemessungsgrundlage ist jeweils der monatliche Bezug einschlieBlich der Son-
derzahlungen. Die Pensionshdhe ist von der Funktionsdauer des Burgermeisters abhéan-
gig. Bei Burgermeistern, die zulassigerweise vor dem eigentlichen Mindestantrittsalter in
Pension gehen (wegen dauernder Dienstunféhigkeit), werden in der Regel Abzlige vor-
genommen. Alle Bezieher von Bilrgermeister-Pensionen haben Anspruch auf vierteljahr-
liche Sonderzahlungen. Pensionsbeitrdge und Pensionshéhe differieren nach den jewei-
ligen Landesgesetzen:
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Bundesland Pensionsbeitrag Pensionshéhe
Burgenland 13% nach 10 Jahren: 50%
+2%p.a. (+0,167% p.M.)
Max: 80%, Min: 48%
Karnten 16% nach 10 Jahren: 50%
+ 3% p.a.
Max: 80%, Min: 50%
Niederdsterreich 11,75% nach 10 Jahren: 50%
+ 3% p.a.
Max: 80%
Oberosterreich 10% nach 10 Jahren: 50%
+ 2% p.a.
Max: 80%
Steiermark 15,3% nach 10 Jahren: 50%
+2%p.a.
Max: 80%
Salzburg 13% nach 10 Jahren: 50%
+ 3% p.a. (+ 0,25% p. M.)
Max: 80%
Tirol bis 31. 12. 2003 :12,55% nach 12 Jahren: 41%
ab 1. 1.2004 :12,45% +3%p.a.
ab1.1.2005:12,35% Max: 80%
ab 1. 1. 2006 :12,25%
Vorarlberg 17,5% nach 10 Jahren: 50%
+2%p.a.
Max: 80%

3.2.3. Abfindung

In allen Bundeslandern mit Ausnahme des Burgenlands bestehen nach dem Altrecht
auch Regelungen Uber Abfindungsanspriche von Blrgermeistern. Diese standen in
Kérnten, Salzburg und Vorarlberg neben einem allfalligen Anspruch auf Ruhebezug, in
allen anderen Bundesléndern statt einem Ruhebezug (bzw der Anwartschaft auf einen
solchen) zu. Die Anspruchsgrundlagen fir die Abfindung in Kérnten wurden nicht eruiert,
da das Gesetz, auf welches vom K-BG 1992 hierfiir verwiesen wird, nicht mehr in Gel-
tung steht.

Die geforderte Mindestamtsdauer und die Héhe der Abfindung differieren nach den je-
weiligen Landesgesetzen:
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Bundesland Mindestfunktionsdauer | Abfindungshéhe (Vielfaches des
Monatsbezugs inkl Sonderzahlungen)

Niederdsterreich 5 Jahre 4fach, nach 6 Jahren 5fach, nach 9 Jahren
8fach

Oberosterreich 6 Jahre 4fach, nach 8 Jahren 6fach

Steiermark 5 Jahre 4fach, nach 8 Jahren 6fach

Salzburg 5 Jahre oder eine volle 3fach, nach 15 Jahren 12fach (von 80% des

Amtsperiode (4 Jahre) Monatsbezugs inkl Sonderzahlungen)

Tirol 5,5 Jahre 4fach, nach 9 Jahren 6fach

Vorarlberg 5 Jahre 4fach, nach 10 Jahren 6fach, nach 12 Jahren
9fach

3.2.4. Sonstiges

In allen Bundeslandern bestehen Regelungen Uber die Vernichtung bzw Beschréankung
von Pensionsanspriichen aus besonderem Anlass sowie Uber die Versorgung von Hin-
terbliebenen. Diese Regelungen entsprechen weitestgehend den Regelungen des Pen-
sionsgesetzes (BGBI 1965/340 idgF'") und sind sehr detailliert, weswegen sie an dieser
Stelle nicht eingehend dargestellt werden.

In Niederdsterreich und Tirol ist ein Verzicht auf Leistungen aus dem Pensionsrecht ,alt*
nicht zul&ssig, in Oberdsterreich ist der Verzicht schriftlich zu erklaren und anspruchbe-
rechtigte Angehdrige sind entsprechend zu belehren.

In Oberdésterreich und Vorarlberg bestanden im Altrecht Regelungen, nach welchen dem
Burgermeister unter bestimmten Umsténden eine ,laufende Entschadigung“ fir den Fall
der Beschaftigungslosigkeit nach Verlust seines Amtes gewahrt werden konnte.

3.3. PENSIONSRECHT ,,NEU*

3.3.1. Allgemeines

Durch das BezBegr-BVG wurde eine Neuordnung der Pensionsversicherung von Bar-
germeistern vorgenommen. Die Landesgesetzgeber wurden durch §2 Abs 3 Bez-
Begr-BVG dazu erméchtigt, fir die Teilnahme an der Pflichtversicherung in der Pen-
sionsversicherung und die freiwillige Pensionsvorsorge an die Bundesregelungen (Bez-
BegrG) angepasste Bestimmungen zu erlassen. Eine Uber die Bundesregelungen hi-

11 Nicht alle Landesgesetze haben die Anderungen des PensionsG nachvollzogen. Teilweise weichen daher die Be-
stimmungen von denen des PensionsG idgF ab.
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nausgehende Leistung von Ruhe- oder Versorgungsbeziigen darf jedoch nicht vorgese-
hen werden. Die pensionsrechtlichen Bestimmungen wurden in den vierten Abschnitt
des BezBegrG aufgenommen und stellen eine Obergrenze flir die Landesgesetzge-
ber dar. Innerhalb dieser Grenze divergieren die einzelnen Pensionsbestimmungen der
Lander.

3.3.2. Begrenzungen durch das Bezugebegrenzungsgesetz

Der Pensionsbeitrag flr Blrgermeister betragt gem § 12 Abs 1 BezBegrG 12,55% des
Bezuges bis maximal zur Héchstbeitragsgrundlage gem § 45 ASVG. § 12 Abs 1 a Bez-
BegrG legt fur die Jahrgdnge 1955—1985 davon abweichend entsprechend gestaffelte
geringere Beitrage fest (zB 10,35% fUr den Jahrgang 1985 bzw 11,82% flur den Jahr-
gang 1955). Die Beitragsgrundlage ist gem § 12 Abs 1 BezBegrG der ,Bezug® des Or-
gans, wobei dieser gem § 1 Abs 2 BezBegr-BVG von den jeweiligen Landesgesetzge-
bern festgelegt wird. Nicht zur Beitragsgrundlage gehéren Sachbezliige wie Amtswoh-
nungen, Dienstwagen und Aufwandersatze fir Dienstreisen (vgl §§ 8 —11 BezBegrG).
Die Beitrage sind an den Bund zu leisten.

Gem § 13 Abs 1 BezBegrG hat der Bund nach Ende des Anspruchs des Mandatars auf
Beziige bzw Bezugsfortzahlung an den Pensionsversicherungstrager, der aufgrund der
(zuletzt) ausgeubten pensionsversicherungspflichtigen Tatigkeit zustéandig ist, einen An-
rechnungsbetrag zu leisten. War der Mandatar bis zu diesem Zeitpunkt nach keinem an-
deren Gesetz in der Pensionsversicherung pflichtversichert, ist gem Abs 2 leg cit die
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten (nunmehr Pensionsversicherungsanstalt)
der zustandige Trager. Der Anrechnungsbetrag betragt fir Mandatare der Geburtsjahr-
gange 1955—1985 22,8%, flr alle Ubrigen Mandatare 23,6% der Beitragsgrundlage und
ist binnen sechs Monaten nach dem Ende des Anspruchs auf Bezlige bzw Bezugsfort-
zahlung zu leisten (§ 12 Abs 3 und 4 BezBegrG). Die durch den Anrechnungsbetrag be-
ricksichtigten vollen Monate gelten als Beitragsmonate der Pflichtversicherung iSd vom
jeweiligen Pensionsversicherungstrager anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen
Vorschriften.

3.3.3. Landesrechtliche Bestimmungen

In allen Bundeslandern wurden die Bestimmungen des BezBegrG ordnungsgeman um-
gesetzt, wobei an die Stelle des Bundes die jeweiligen Gemeinden treten. Unterschiede
bestehen ausschlieBlich hinsichtlich der Hohe des Pensionsbeitrags und des zu Uber-
weisenden Anrechnungsbetrags. Im Burgenland, in Oberésterreich und Salzburg betragt
der Pensionsbeitrag jeweils 12,55% des Bezuges inklusive Sonderzahlungen. Der An-
rechnungsbetrag liegt dementsprechend bei 23,6%, lediglich in Salzburg bei 22,8%. In
Kéarnten, Niederdsterreich, Steiermark, Tirol und Vorarlberg betragt der Pensionsbeitrag
11,75%, der Anrechnungsbeitrag 22,8%.
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4. WEITERE ASPEKTE SOZIALRECHTLICHER ABSICHERUNG

4.1. KRANKHEIT UND ARBEITSUNFALL

4.1.1. Krankenversicherung und Unfallversicherung

Gem §1 Abs 1 Z10 litb B-KUVG (Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz,
BGBI 1967/200) sind alle Gemeindemandatare (Blrgermeister, die Cbrigen Mitglieder
der Gemeindevertretungen, Ortsvorsteher, sofern sie nicht Mitglied der Gemeindevertre-
tung sind sowie die Bezirksvorsteher und Bezirksrate) in der Kranken- und Unfallversi-
cherung nach diesem Gesetz versichert. Beitragsgrundlage ist gem § 19 Abs 1 Z 3 B-
KUVG der auf den Kalendermonat entfallende Teil der Entschadigung nach den
landesgesetzlichen Regelungen.2

Zu beachten ist allerdings folgende Ausnahme: Hinsichtlich Tatigkeiten, die zu einem
Leistungsanspruch gegeniber auf Landesrecht beruhenden Krankenflrsorgeeinrichtun-
gen fuhren, sind die betroffenen Personen von der Pflichtversicherung in der Kranken-
versicherung nach dem B-KUVG befreit (§ 2 Abs 1 Z 2 B-KUVG). Hat also zB ein Biir-
germeister ein landesgesetzlicher Anspruch auf Leistungen aus der Krankenflirsorge's,
besteht daher keine Pflichtversicherung nach dem B-KUVG. Eine Ausnahme von der
Pflichtversicherung in der Unfallversicherung besteht gem § 3 Z B-KUVG fiir den Ge-
meindemandatar, wenn er fUr die betreffende Tatigkeit Anspruch auf Leistungen aus ei-
ner landesrechtlichen Unfallfirsorgeeinrichtung' hat.

Ist der Betroffene hingegen aufgrund einer anderen Tatigkeit nach dem B-KUVG oder
einem anderen Gesetz (ASVG, GSVG, FSVG oder BSVG) in der gesetzlichen Pflichtver-
sicherung krankenversichert, tritt Mehrfachversicherung ein, dh jede einzelne versiche-
rungspflichtige Tatigkeit begriindet ein eigenes Versicherungsverhaltnis mit eigener Bei-
tragspflicht bis zur Héchstbeitragsgrundlage.'s

Ebenfalls ausgenommen aus der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nach
B-KUVG sind seit dem Sozialrechtsdnderungsgesetz 2005 geringfiigig Beschaftigte. Fir
Mandatare, die mit ihren Bezlgen die Geringflgigkeitsgrenze nicht Uberschreiten, be-
steht aber die Mdglichkeit der Selbstversicherung in der Krankenversicherung nach § 7 a
B-KUVG. In der Unfallversicherung kommt die Geringfligigkeitsgrenze nicht zur Anwen-
dung.

Gem §1 Abs 1 Z17 litb sind Bedienstete von Gemeindeverbanden oder Gemeinden
nach dem B-KUVG in der Kranken- und Unfallversicherung pflichtversichert, wenn ihr
Dienstverhaltnis auf einer dem VBG gleichartigen landesgesetzlichen Regelung beruht
und nach dem 31. 12. 2000 begrindet wurde (lit aa) oder auf deren 6ffentlich-rechtliches
Dienstverhaltnis nach einer dem § 136 b Abs 4 BDG (Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979,

2 Sie wird allerdings durch die Verringerung der Bezlige infolge einer freiwilligen Pensionsvorsorge (vgl oben
Pkt I1.2.4.2) entsprechend verringert, vgl VWGH 17. 5. 2006, 2004/08/0014.

13 Vgl dazu gleich unten Pkt 4.1.2.

4 Vgl dazu gleich unten Pkt 4.1.2.

5 Tomandl, Grundriss des Osterreichischen Sozialrechts® (2002) Rz 49.
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BGBI 1979/333) gleichartigen landesgesetzlichen Regelung die fir Vertragsbedienstete
geltenden besoldungs- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften anzuwenden
sind. Uben diese Personen ein Mandat aus, sind sie nicht von der Geringfligigkeitsgren-
ze betroffen, sondern unterliegen der Versicherung nach B-KUVG unabhéangig von der
Hohe ihrer Bezuge.

4.1.2. Krankenfursorge und Unfallfursorge

Gem § 7a Abs 2 O6 GBezG haben die oberésterreichischen Gemeinden fir ihre Bir-
germeister Krankenflrsorge und Unfallfirsorge mindestens in jenem AusmafB sicherzu-
stellen, das der Gleichwertigkeit im Sinn des § 2 B-KUVG entspricht. In Tirol sind Rege-
lungen lediglich fir die Birgermeister der Stadt Innsbruck vorgesehen. In den anderen
Bundeslandern bestehen keine Anspriiche von Gemeindemandataren auf Krankenfr-
sorge bzw Unfallflirsorge.

4.2. ARBEITSLOSIGKEIT

Gemeindemandatare bzw Blrgermeister sind in der Arbeitslosenversicherung nach
dem AIVG (Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBI 1977/609 idgF) nicht pflichtver-
sichert, haben also im Falle der Erwerbslosigkeit grundsatzlich auch keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld nach diesem Gesetz, wenn sie nicht eine andere, der Pflichtversi-
cherung nach dem AIVG unterliegende Beschaftigung ausiben bzw ausgelibt haben.

Ob eine Person, die in einem arbeitslosenversicherungspflichtigen Dienstverhéltnis be-
schéftigt ist, bei Beendigung dieses Dienstverhaltnisses Anspruch auf Arbeitslosengeld
haben kann, wenn sie eine Tatigkeit als Gemeindemandatar bzw Blrgermeister ausibt,
ist nach wie vor umstritten.

Festzuhalten bleibt jedoch, dass nach der derzeitigen Judikatur der H6chstgerichte'® ein
Bezug als Gemeindemandatar bzw Biirgermeister dann nicht als Erwerbseinkommen iSd
AIVG bewertet wird und somit dem Bezug von Arbeitslosengeld grundsatzlich nicht ent-
gegensteht, wenn er relativ gering ist und die zeitliche Inanspruchnahme durch die
Funktion nicht allzu groB ist. Genauere Grenzen lasst der VWGH leider offen, wobei als
Obergrenze aus einer Entscheidung zum Bezug eines Nationalratsmitglieds'” zumindest
gefolgert werden kann, dass ein Bezug von mehreren tausend Euro monatlich und die
Auslibung der Funktion als Haupttatigkeit jedenfalls ein Erwerbseinkommen begrinden.
Die Untergrenze wird nicht mit der Geringflgigkeitsgrenze festgelegt, sondern darlber
angesiedelt.’® Bezlge bis € 1.500,— brutto' dirften daher derzeit jedenfalls kein Er-
werbseinkommen darstellen.

6 OGH 17.10. 1995, 10 Ob S 169/95; VwGH 22. 10. 2001, 2001/19/0048.

7 VwGH 30. 9. 1994, 93/08/0125, ZAS 1995/12 (zust Gruber).

8 OGH 17.10. 1995, 10 Ob S 169/95; VwGH 22. 10. 2001, 2001/19/0048.

19 Dies folgt aus der Entscheidung des OGH zum Bezug eines Stadtrats und zweiten Vizeblrgermeisters, der ca
€ 1.437,— als Aufwandsentschadigung erhielt (E vom 17. 10. 1995, 10 Ob S 169/95).
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4.3. SONSTIGE REGELUNGSKREISE

4.3.1. Sonderunterstiitzung

Gem § 1 SUG haben Personen, denen das Arbeitsmarktservice auch unter weitest még-
lichem Einsatz von FérderungsmaBnahmen keine zumutbare Beschaftigung vermitteln
kann und die im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhéltnisses bis zum 31. Dezem-
ber 1995 das 51. Lebensjahr und nach dem 31. Dezember 1995 das 52. Lebensjahr
vollendet haben und vor Eintritt der Arbeitslosigkeit mindestens zehn Jahre in knapp-
schaftlichen Betrieben gem § 15 Abs 2 ASVG idgF, welche an ihrem Standort eine pro-
duktionstechnische Einheit iSd § 34 ArbVG bilden, beschéftigt waren und durch mindes-
tens 60 Monate die in Anlage 9 oder 10 zum ASVG angeflhrten Arbeiten verrichteten,
Anspruch auf Sonderunterstitzung, wenn sie arbeitsfahig, arbeitswillig und arbeitslos
sind2 und an dem der Beendigung des Dienstverhéltnisses folgenden Monatsersten
(Stichtag) die Wartezeit fir eine Leistung aus einem Versicherungsfall des Alters, aus-
genommen den Knappschaftssold, gem § 236 ASVG (Allgemeines Sozialversicherungs-
gesetz, BGBI 1955/189 idgF) bzw § 120 GSVG (Gewerbliches Sozialversicherungsge-
setz, BGBI 1978/560 idgF) bzw § 111 BSVG (Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBI
1978/559 idgF) erfullen.

Gem § 5 Abs 3 SUG (Sonderunterstitzungsgesetz, BGBI 1973/642 idgF) ist jedes Ein-
kommen des Anspruchsberechtigten auf die Sonderunterstitzung anzurechnen, mit
Ausnahme der in § 292 Abs 4 ASVG angefihrten Einkommen. § 292 Abs 4 ASVG um-
fasst nicht Bezlige aus einer Tatigkeit als Gemeindemandatar, weswegen grundsétzlich
davon ausgegangen werden muss, dass diese Bezlige auf die Sonderunterstlitzung an-
zurechnen sind.?!

4.3.2. Andere Systeme der sozialen Sicherung

Neben den dargestellten Systemen der Sozialversicherung (Krankenversicherung und
Krankenflrsorge, Unfallversicherung und Unfallflrsorge, Pensionsversicherung) gibt es
keine gesetzlichen Bestimmungen, die soziale Leistungen direkt an die Eigenschaft als
Gemeindemandatar oder Biirgermeister kniipfen. Gemeindemandatare und Blirgermeis-
ter haben naturlich bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen Anspruch auf soziale
Leistungen nach den jeweiligen bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften, zB auf
Familienbeihilfe, Arbeitslosengeld, Pflegegeld, Sozialhilfe etc. Von gesondertem Interes-
se sind lediglich Leistungen, die das Fehlen von Erwerbs- oder sonstigem Einkommen
als Anspruchsvoraussetzung vorsehen und die damit zusammenhangende Frage, ob
Beziige oder Ruhebezlige als Gemeindemandatar oder Birgermeister dem Bezug sol-
cher Leistungen unter Umstanden entgegenstehen. Diese Problematik stellt sich jedoch
wie gezeigt lediglich im Zusammenhang mit dem Anspruch auf Arbeitslosengeld nach
dem AIVG, welcher das Fehlen eines Erwerbseinkommens voraussetzt.

20 Diese Tatbestande werden in Anlehnung an § 7 AIVG interpretiert (OGH 15. 6. 1993, 10 Ob S 89/93); vgl zu den An-
spruchsvoraussetzungen Brodil/Windisch-Graetz, Sozialrecht in Grundziigen® (2006) 160 ff.
21 OGH 31. 3. 1998, 10 Ob S 75/98x, SSV-NF 12/44 = ARD 5006/12/99.
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Fdr den Anspruch auf Sozialhilfe nach den jeweiligen landes- oder gemeinderechtlichen
Vorschriften ist grundsatzlich Bedurftigkeit des Anspruchswerbers Voraussetzung, wobei
die Sozialhilfe stets nur subsidiar eingreift.22 Dies bedeutet, dass samtliche finanziellen
Mittel des Anspruchswerbers (und teilweise auch von Angehdrigen) fir die Beurteilung
der Bedurftigkeit herangezogen werden. Darunter fallen selbstverstandlich auch Bezlige
als Gemeindemandatar oder Blurgermeister.

4.4. STEUERRECHTLICHE EINORDNUNG

Der Vollstandigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass Einklinfte aus einer Tétigkeit als
Gemeindemandatar keine Einklinfte aus Erwerbstatigkeit sind23, die betreffenden Perso-
nen jedoch der Lohnsteuerpflicht als politische Funktiondre gem § 25 Abs 1 Z 4 litb iVm
§ 47 Abs 2 EStG (Einkommensteuergesetz 1988, BGBI 1988/400 idgF) unterliegen. Da-
bei ist nicht entscheidend, welche Bezeichnung diese Einklinfte tragen (zB Aufwandser-
satz, Sitzungsgeld, Kommissionsgeld etc), lediglich echte Kostenersatzleistungen, denen
tatsachliche Aufwendungen entgegenstehen (zB Kilometer-Geld) sind steuerfrei.2*

Verzichtet der Funktionar auf Bezlge, gelten diese als nicht zugeflossen und unterliegen
daher nicht der Steuerpflicht.2> Dies gilt auch, wenn das entsprechende Landes- oder
Gemeindebezligegesetz ein Verzichtsverbot enthalt.2¢

22 Tomandl, Grundriss des Sozialrechts® (2002) Rz 402.

28 VwGH 13. 11. 1990, 89/08/0229, ZfVB 1991/2163; OGH 10. 2. 1993, 9 Ob A 21/93, ZAS 1993/7; OGH 15. 6. 1993,
10 Ob S 89/93.

24 Treer/Pilz/Sedlacek, in Sedlacek/Treer/Héfle/Pilz, Das Steuer- und Sozialversicherungsverhaltnis der Gemeindeman-
datare, 20.

25 Treer/Pilz/Sedlacek, in Sedlacek/Treer/Héfle/Pilz, Das Steuer- und Sozialversicherungsverhaltnis der Gemeindeman-
datare, 25f.

26 VwGH 21. 7. 1998, 98/14/0021.
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Teil Nl
Empirische Aspekte

1. ALLGEMEINES

1.1. REPRASENTATIVITAT DER STICHPROBE

Die Studie ist insofern reprasentativ fiir ganz Osterreich, als die Ricklaufquote ausrei-
chend ist und die Verteilung des Ricklaufs unter vielféltigen Gesichtspunkten der tat-
sachlichen Situation entspricht:

» in regionaler Hinsicht entspricht der Riicklauf der territorialen Struktur Osterreichs:
Der Rucklauf betrug aus Niederdsterreich 24%, aus dem Burgenland 7%, aus Ober-
Osterreich 16% der Steiermark 24%, Karnten 5%, Salzburg 7%, Tirol 11% und Vor-
arlberg 4% des Gesamtriicklaufs.??

» auch hinsichtlich der Gemeindestrukturen ist der Ricklauf reprasentativ: 23% des
Rucklaufs erfolgten aus Gemeinden bis 1.000 Einwohnern,2 37% aus Gemeinden
zwischen 1.001 und 2.000 Einwohnern2®, 28% aus Gemeinden zwischen 2.001 und
5.000 Einwohnern3 und 11% aus Gemeinden Uber 5.000 Einwohnern.3' 16% des
Rlcklaufs kamen aus Tourismusgemeinden, 53% aus Gemeinden, die nach Ein-
schatzung des Birgermeisters landlichen Charakter hatten, 19% der Befragten be-
zeichneten ihre Gemeinde als Pendlergemeinde. 11% charakterisierten ihre Ge-
meinde anders, namlich als Kulturstadt, Einkaufsstadt oder Industriegemeinde.s32

» und schlieBlich entspricht auch die Geschlechterverteilung der Stichprobe jener der
Realitat: Von 2385 Birgermeistern sind derzeit 73 Frauen, was einem Anteil von
3,0% entspricht und damit statistisch der GréBenordnung nach dem Anteil von 4%
Frauen an der Gesamtzahl der Antwortenden.

1.2. AUSWERTUNGEN

Die empirische Untersuchung hat eine Fille von Daten ergeben, die in vielfaltigster Hin-
sicht ausgewertet werden kénnen; eine Komplettauswertung wirde jedoch den Rahmen
der Untersuchung sprengen.

27 Vgl Strukturtabelle.

28 Es gibt insgesamt 592 Gemeinden dieser GroBe; der Anteil von Gemeinden dieser GroBe an der Zahl aller Gemein-
den betrégt daher ca 25% (Quelle: Statistik Austria, Volksz&hlung 2001).

29 Es gibt insgesamt 889 Gemeinden dieser GroBe; der Anteil von Gemeinden dieser GréBe an der Zahl aller Gemein-
den betrégt daher ca 37% (Quelle: Statistik Austria, Volksz&hlung 2001).

30 Es gibt insgesamt 654 Gemeinden dieser GroBe; der Anteil von Gemeinden dieser GréBe an der Zahl aller Gemein-
den betrégt daher ca 27% (Quelle: Statistik Austria, Volksz&hlung 2001).

31 Es gibt insgesamt 144 Gemeinden dieser GroBe; der Anteil von Gemeinden dieser GréBe an der Zahl aller Gemein-
den betrégt daher ca 6% (Quelle: Statistik Austria, Volkszahlung 2001).

32 Vgl Tabelle 1.
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Daher solle fiir Zwecke dieser Studie zunachst allgemeine Aussagen Uber die beiden
Lebenssphéaren der Blrgermeister gemacht werden: Im Abschnitt Uber den Birgermeis-
ter als Privatperson werden neben allgemeinen Angaben zur Person (Alter, Geschlecht)
auch Fragen zum Familienstand, zur Unterhaltspflicht und zur Erwerbstétigkeit abseits
der Burgermeisterfunktion ein Profil Gber die private Lebenssituation ausgewertet.

In einem zweiten Abschnitt werden Fragen zum Burgermeister als Funktionstrager ge-
macht; die Auswertung der Fragen zu den Umstanden der Auslbung der Blrgermeister-
funktion (Dauer, GemeindegréBe, Mitarbeiter usw); sollen auch die funktionsspezifischen
Einkommensdaten sowie Daten Uber sonstige Vergunstigungen ausgewertet werden und
damit ein Profil der Blrgermeister in ihrer 6ffentlichen Funktion méglich werden.

In einem dritten Abschnitt werden jene Fragen ausgewertet, die die Kombination beider
Lebenssphéaren und die daraus resultierenden subjektiven Einschatzungen betreffen. Auf
diese Weise kann die Zufriedenheit erkannt und unter anderem auch Aufschluss dartber
gewonnen werden, welche Einflussfaktoren fir die Entscheidung fir oder gegen die
Funktion bzw deren Weiterfuhrung mafBgeblich sind.

2. LEBENSSPHAREN DER BURGERMEISTER: PRIVATBEREICH

2.1. ALLGEMEINES

2.1.1. Familienstand

Die Befragung hat ergeben, dass 96% der Burgermeister Manner und 4% Prozent Frau-
en sind.?® Die Altersschichtung der Bilrgermeister ist homogen und verteilt sich gleich-
maBig auf die Gruppe der bis 45-Jahrigen (18%), der Personen im Alter zwischen 46 und
50 Jahren (20%), von 51 bis 55 (24%), 56 bis 60 (20%) und Uber 60 Jahren (14%). Was
den Familienstand betrifft, sind 90% der Blrgermeister verheiratet, 5% geschieden und
weitere 5% in sonstigen Familiensituationen, insb als Witwer/Witwen. Unterhaltspflichten
fir Kinder haben 59% der Blrgermeister.

2.1.2. Ausbildung

Burgermeister gehéren den héheren Bildungsstufen in héherem AusmafB an als der
Durchschnitt der Bevélkerung. 65% weisen als héchste Ausbildung den Abschluss einer
Pflichtschule, Lehre oder Fachschule auf, 20% haben Matura, 15% sind als Absolventen
von Universitaten und Fachhochschulen Akademiker.

Zum Vergleich:

Die Durchschnittswerte fiir die Wohnbevélkerung Osterreichs betragen 76,2 (Pflicht-
schule, Lehre, Fachschule), 14,3 (Matura), 9,5 (Hochschule und verwandte Lehran-
stalten);

33 Vgl Strukturtabelle.
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in der Alterskohorte der 50- bis 60-Jahrigen (der die Blrgermeister durchschnittlich
zugehoren) betragen die Durchschnittswerte 80,3 (Pflichtschule, Lehre, Fachschule),
8,7 (Matura), 10,1 (Hochschule und verwandte Lehranstalten).

Innerhalb der mannlichen Bevdlkerung (der die Burgermeister zu 90 zugehdren) zwi-
schen 50 und 60 Jahren betragen die Durchschnittswerte 77,5 (Pflichtschule, Lehre,
Fachschule), 10,9 (Matura), 11,6 (Hochschulen und verwandte Einrichtungen).34

Das Ausbildungsniveau der Burgermeister ist somit etwas hoher als der Durchschnitt der
Bevdlkerung.

2.2. ERWERBSBERUF

2.2.1. Zeitliche Belastung durch die Erwerbsarbeit

Die zeitliche Belastung durch die Erwerbsarbeit neben der Birgermeisterfunktion pro
Woche betragt im Mittelwert 33,89 Stunden. Dabei ist durch den unterschiedlichen Teil-
zeitanteil erklarbar, warum er bei Frauen im Mittel 26,10 Stunden und bei Mannern im
Mittel 34,08 Stunden pro Woche betragt. Die Belastung durch Erwerbsarbeit ist mit dem
Burgermeistereinkommen negativ3, mit dem Gesamteinkommen jedoch positiv korre-
liertsse,

Personen unter 45 und tber 50 Jahren sind &hnlich stark im Erwerbsberuf engagiert (im
Mittelwert etwa 34 Stunden), Personen tber 60 Jahre weniger (im Mittel 31,43 Stunden.
Dass ausgerechnet in der Altersschicht der 46- bis 50-Jahrigen die mittlere Arbeitsbelas-
tung durch den Erwerbsberuf leicht sinkt (32,75 Stunden) ist aus den vorliegenden Daten
nicht erklarbar.3”

Auffallend auch hier wieder die regionale Schichtung: Wahrend im Burgenland die zeitli-
che Belastung alleine fur die Erwerbsarbeit schon relativ hoch ist (35 Stunden im Mittel),
betragt sie in Vorarlberg nur 26,17 Stunden im Mittel.38

Bei Blrgermeistern kleinerer Gemeinden ist die Belastung durch die Erwerbsarbeit deut-
lich héher (37,6 Stunden bei Gemeinden unter 1.000 Einwohnern) als bei Blrgermeis-
tern gréBerer Gemeinden (27,92 Stunden bei Gemeinden Uber 5.000 Einwohnern) was
umgekehrt Proportionalitéat der Belastung durch die Blrgermeistertatigkeit entspricht.s®

2.2.2. Friuhere Erwerbstatigkeit

Vor der Berufung in das Amt waren Burgermeister zu tber 34% im Bundes- Landes- und
Gemeindedienst oder bei Interessenvertretungen tatig, 23% als Unselbstandige in der

34 Quelle: Statistik Austria, Mikrozensus Jahresergebnis 2004.

35 Sie betragt 36,78 Stunden bei Blrgermeistern mit einem Einkommen unter € 1.000 und fallt kontinuierlich bis
auf 28 Stunden pro Woche bei Blrgermeistern mit einem Blrgermeistereinkommen von tber € 4.000 pro Monat (vgl
Tabelle 2).

36 Bei einem Gesamteinkommen von unter € 2.000 p. M. betragt sie 29.02 Stunden, und steigt bis auf 34,67 Stunden
bei einem Gesamteinkommen von tber € 4.000 p. M. (vgl Tabelle 2).

37 Vgl Tabelle 2.

38 Vgl Tabelle 2.

39 Vgl Tabelle 2.
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Privatwirtschaft und 34 als Selbstédndige (Unternehmer und Landwirte)*. Dabei ist auf-
fallend, dass der Anteil der im Gemeindedienst beschéftigten Blrgermeister bei den un-
ter 45-Jahrigen signifikant héher ist als bei den anderen Altersgruppen.*! Einen relativ-
geringen Anteil an Unternehmern (8%) weist das Burgenland auf, einen signifikant er-
héhten Anteil an unselbstédndig Erwerbstétigen aus der Privatwirtschaft (52%) Vorarl-
berg.42

Im anderen Beruf sind 25% der Blrgermeister teilweise und 4% ganz karenziert, 41%
Uben den anderen Beruf auf Vollzeitbasis aus.43

2.3. BERUFLICHE PERSPEKTIVEN#

2.3.1. Aligemeine berufliche Perspektive

Die Einschatzung der beruflichen Perspektiven ist unter vielen Blickwinkeln homogen:
etwa 10% der Blrgermeister schatzen sie sehr gut ein, 36% als gut, 32% als befriedi-
gend, 17% als genltgend; nur 4% sind mit ihrer beruflichen Zukunft nicht zufrieden. Die-
se Tendenz ist unabhangig vom Einkommen, der GemeindegréBe und regionalen Ge-
sichtspunkten. Jene Blrgermeister, deren Erwerbsberuf im &6ffentlichen Dienst liegt, ha-
ben fur ihre persénliche berufliche Perspektive eine klar positive Einschatzung (jeweils
Uber 60% ,sehr gut“ und ,gut” Mittelwerte 2,28 und 2,35), Blrgermeister, die in der Pri-
vatwirtschaft tatig sind, sehen ihre beruflichen Perspektiven im Vergleich dazu klar
schlechter an (48% ,sehr gut“ und ,gut, 22% flr ,gentgend” und ,nicht gentigend®, Mit-
telwert 2,35). Dass die berufliche Perspektive der Blrgermeister, die bei Interessenver-
tretungen tatig sind, am schlechtesten ist (keine Nennung fur ,sehr gut®, 44% Nennun-
gen fur ,gut*, 22% fir ,gentgend” und ,nicht gentgend®, Mittelwert 2,85) ist ebenfalls
auffallend.

Auffallend ist weiters, dass bei den Frauen die Gesamteinschétzung der beruflichen Per-
spektive deutlich schlechter ist als bei Mannern (Mittelwert 2,85 fir Frauen und 2,45 flr
Manner), und dass sich bei Frauen die Gewichte zwischen den Noten ,gut® und ,befrie-
digend” deutlich zugunsten der eher pessimistischen Einschatzung verschieben.

2.3.2. Wiedereinstiegsgarantie+

Ist der Burgermeister wahrend der Funktion nicht im Erwerbsberuf tatig, stellt sich die
Frage, ob er nach der Funktionsbeendigung wieder in den Erwerbsberufeinsteigen kann.
Vertragsrechtliche Absicherung kann dabei eine Wiedereinstiegsgarantie geben. Eine
derartige Wiedereinstiegsgarantie haben immerhin 32% der Blrgermeister, wobei auffal-
lend ist, dass mit diesem Asset nur die Generation der heute lber 46-Jahrigen rechnen

N

0 Vgl Tabelle 3.
Vgl Tabelle 3.
2 Vgl Tabelle 3.
3 Vgl Strukturtabelle.
4 Vgl Tabelle 4.
5 Vgl Tabelle 5.
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konnte (Burgermeister mit einem Alter von unter 45 Jahren haben nur zu 3% Prozentsatz
eine Wiedereinstiegsgarantie); dass die Wiedereinstiegsgarantie Uberwiegend bei
hauptberuflichen Blrgermeistern (21%) und bei jenen Blrgermeistern, deren Blrger-
meistereinkommen Gber € 2.800 p. M. liegt, ist nahe liegend, dass der Anteil der Blirger-
meister mit Wiedereinstiegsgarantie in landlichen Gemeinden und in Oberdsterreich sig-
nifikant héher als in Vergleichsgemeinden liegt, zeigt, dass Wiedereinstiegsgarantien nur
mehr ein inhomogenes Auslaufmodell an Vergiinstigung darstellen.

2.3.3. Beschiftigungsperspektive+

In diesem Zusammenhang sind die Chancen zu sehen, nach dem Ausscheiden aus dem
Amt eine annehmbare Arbeitsstelle zu finden. Die Blirgermeister beurteilen diese Chan-
ce durchaus mit gemischten Geflhlen: nur 17% sind sich sicher, dass ihnen dies leicht
gelingen wird, 22% meinen, dass sie diese Situation eher leicht bewaltigen werden; 21%
firchten aber, dass ihnen die Jobsuche eher schwer fallen wird, und 25% sehen dies als
sehr schwer an. Je langer ein Blrgermeister im Amt ist, desto schwieriger werden diese
Perspektiven gesehen; Gleiches gilt flir die Einkommenshdéhe: Bilrgermeister mit einer
schlechten Gesamteinkommenssituation schatzen ihre Chancen insgesamt deutlich
schlechter ein als Blrgermeister mit hohem Gesamteinkommen.

2.4. AKZEPTANZ+

Far die Lebensqualitat von hoher Bedeutung im Alltag ist die Akzeptanz im unmittelbaren
Lebensumfeld. Diese ist durchwegs gegeben: Durch die Gemeinderate erfahren die Blr-
germeister insgesamt hohe Anerkennung: 75% flhlen sich sehr gut und gut akzeptiert;
auch von den Gemeindeblrger/innen sehen sich 83% anerkannt. Eine Detailanalyse
zeigt freilich, dass diese Beurteilungen keineswegs homogen sind; jingere Blrgermeis-
ter und Blrgermeister mit kirzerer Amtsdauer fuhlen deutlich geringere Akzeptanz im
Gemeinderat und Gemeindeburger/innen; auffallend ist beispielsweise, dass sich Bir-
germeister in Gemeinden mit weniger als 1.000 Einwohnern seitens der Gemeindebur-
ger/innen etwas weniger anerkannt fihlen. Im Gbrigen ist angesichts des ihres tenden-
ziell hdheren Einkommens interessant, dass die Akzeptanz der Birgermeister in Vorarl-
berg tendenziell zwar im Gemeinderat nicht merkbar leidet, dass sie jedoch nach Selbst-
einschatzung der Blrgermeister bei den Gemeindeblrgern/innen niedriger als in ande-
ren Bundeslandern ist. Dass die Burgermeister in Karnten als einzigem Land 100% sich
von den Gemeindeburger/innen mit der Note ,sehr gut“ bzw ,gut“ anerkannt sehen, ver-
dient ebenfalls Beachtung.

46 Vgl Tabelle 6.
47 Vgl Tabellen 7 und 8.
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3. LEBENSSPHAREN DER BURGERMEISTER: AMTSBEREICH

3.1. ALLGEMEINES

3.1.1. Amtsdauer4s

Die Birgermeister Uben ihre Téatigkeit zum Uberwiegenden Teil seit zwischen 5 und
9 Jahre aus (25%); 11% sind erst weniger als zwei Jahre und 20% langer als 15 Jahre
im Amt. Die Dauer der bisherigen Amtsaustibung ergibt ein klares Bild: Wahrend die un-
ter 45-jahrigen Personen tendenziell erst kirzer im Amt sind, sind die Uber 60-jahrigen
zu 49% bereits langer als 15 Jahre im Amt. Regional ist auffallend, dass der Anteil der
langer als 15 Jahre amtierenden Blrgermeister in Tirol am geringsten (16%), in einer
Mittelgruppe aus Burgenland, Steiermark mit 18% Oberdsterreich mit 19% Niederdster-
reich (20%) und Salzburg mit 23% ebenfalls relativ gering ist, wahrend er in Vorarlberg
(30% und Karnten (35%) signifikant hdher ist.

3.1.2. Zugang zum Amt#

Ins Amt gedrangt haben sich die Birgermeister nur zu 37%; 55% geben an, mit Amt -
berredet, 6% sogar dazu gedrangt worden zu sein.50 Auffallend ist, dass das aktive An-
streben der Funktion tendenziell geringer ist, je jinger der Blrgermeister ist; dass der
aktive Zugang zum Biirgermeisteramt im Osten Osterreichs grdBer als im Westen ist,
koénnte auf Mentalitatsunterschiede zurtick zu fihren sein.

Auffallend ist, dass die Zahl jener Personen, die das Amt nicht aktiv angestrebt haben,
unter der Gruppe der voll oder teilweise karenzierten Personen besonders grof3 ist (60
bzw 72%), und dass Landwirte die Position tendenziell seltener von sich aus anstreben,
wahrend Unternehmer relativ 6fter das Amt von sich aus anstreben und weniger Uberre-
det oder gar gedrangt werden (missen).

3.1.3. Haupt- und Nebenberuflichkeits

Die Burgermeisterfunktion wird von 15% der Funktionstréger hauptberuflich ausgeubt,
83% sind nebenberufliche Blrgermeisters2. Keinen signifikanten Einfluss auf die Vertei-
lung von Haupt- und Nebenberuflichkeit haben das Alter und die Amtsdauer. Dass mit
steigender Wochenarbeitszeit in der Blrgermeisterfunktion und mit steigender Gemein-
degr6Be die Hauptberuflichkeit zunimmt ist zwingend; auffallend ist, dass Vorarlberg ei-
nen signifikant héheren Anteil an hauptberuflichen Blrgermeistern aufweist.53

Jene Personen, die im Nebenberuf Blrgermeister sind, sind im Hauptberuf zu 39% im
offentlichen Dienst und bei Interessenvertretungen beschaftigt (9% im Gemeindedienst,

N

8 Vgl Tabelle 9.

9 Vgl Tabelle 10.

0 Vgl Tabelle 10.

1 Vgl Strukturtabelle.
2 Vgl Strukturtabelle.
3 Vgl Tabelle 11.

g g o a b
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27% im Landes- oder Bundesdienst, 3% bei Interessenvertretungen), zu 29% in der Pri-
vatwirtschaft (18% als Dienstnehmer, 11% als Unternehmer) und zu 19% als Landwirte.
Sonstige Berufe (Tierarzte usw) Uben 4% der Blrgermeister aus.

3.2. BELASTUNG

3.2.1. Zeitliche Belastung durch die Burgermeistertatigkeits*

In zeitlicher Hinsicht wenden nur 12% der Blrgermeister weniger als 20 Wochenstunden
far ihr Amt auf; 20% wenden 20 Stunden auf. 28% der Blrgermeister arbeiten in ihrer
Funktion zwischen 20 und 30 Stunden (16% zwischen 21 und 25 Stunden und 12% zwi-
schen 26 und 30 Stunden pro Woche), 20% der Blrgermeister widmen sich ihrer Funk-
tion zwischen 30 und 40 Stunden pro Woche, 8% zwischen 40 und 50 Stunden pro Wo-
che und immerhin noch 11% mehr als 50 Wochenstunden. Der Mittelwert betragt
32,79 Stunden pro Woche.

Dabei fallt auf, dass die Belastung bei mannlichen und weiblichen Blrgermeistern inho-
mogen ist%5, dass sie jedoch relativ unabhangig davon ist, wie lange der Blrgermeister
im Amt ist.5¢ Dass die zeitliche Belastung unmittelbar mit der Einkommenshéhe aus der
Burgermeistertatigkeits” und der GemeindegréBes8 korreliert, ist nahe liegend. Warum die
zeitliche Belastung aus der Blrgermeistertatigkeit mit steigendem Gesamteinkommen
des Blrgermeisters zurlickgeht,5® lasst sich mdglicherweise damit erklaren, dass die
Spitzenverdiener unter den Blrgermeistern auch eher Synergien zwischen sonstiger be-
ruflicher Tatigkeit und Blrgermeisteramt sehen, und dass die Unterstiitzung durch Mitar-
beiter und im Gemeinderat bei diesen Blrgermeistern gréBer sein dlrfte als in anderen
Gemeinden.

Auffallend ist weiters, dass die zeitliche Belastung der Birgermeister regional unter-
schiedlich ist: Wahrend sie im Burgenland im Mittel 26,39 Stunden pro Woche betragt,
liegt sie in Niederdsterreich, Steiermark, Tirol und Kérnten zwischen 31 und 32 Stunden,
in Salzburg hingegen bei 41 Stunden und in Vorarlberg sogar bei fast 48 Stunden pro
Woche. Dieser Unterschied kann angesichts des Werts fir Tirol nicht alleine durch den
Anteil an Tourismusgemeinden in einem Bundesland erklart werden.

3.2.2. Nebentatigkeitenso

Die Blrgermeister sind auch Uber ihre Berufstatigkeiten hinaus engagiert: 28% Uben
noch eine bezahlte, 72% eine unbezahlte Nebentatigkeit aus. Flir unbezahlte Nebenta-

5 Vgl Tabelle 12.

5 Mittelwert mannlich 32,58 Stunden, weiblich 38,06 Stunden pro Woche (vgl Tabelle 12).

5 Vgl Tabelle 12.

57 Bei einem Einkommen unter € 1.000 liegt die zeitliche Belastung im Mittel bei 25,73 Stunden, bei einem Einkommen
von mehr als € 2.800 bei 63,30 Stunden (vgl Tabelle 12).

58 Sie bewegt sich zwischen 25 Stunden pro Woche bei Gemeinden unter 1.000 Einwohner und 53 Stunden bei Ge-
meinden mit mehr als 5.000 Einwohnern (vgl Tabelle 12).

59 Bei einem Gesamteinkommen bis € 2.000 betragt der Mittelwert 35,3 Stunden pro Woche, bei einem Gesamtein-
kommen von Uber € 4.000 33,02 Stunden pro Woche (vgl Tabelle 12).

60 Vgl Tabellen 13 und 14.
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tigkeiten wenden die Birgermeister im Mittelwert 7,12 Stunden pro Woche auf, nur un-
wesentlich mehr (Mittelwert 7,28 Stunden pro Woche) fir bezahlte Tatigkeiten. Auffal-
lend in dieser Hinsicht ist, dass in Karnten und Salzburg fast doppelt so viel Zeit als im
Bundesdurchschnitt flr bezahlte Nebentatigkeiten aufgewendet wird, ndmlich 13,4 bzw
14,57 Stunden im Mittel pro Woche; Birgermeister aus dem Burgenland und Salzburg
wenden signifikant héhere Zeit fir unbezahlte Nebentatigkeiten auf, ndmlich 8,40 bzw
9,42 Stunden im Mittel pro Woche.

Geht man dabei davon aus, dass diese Nebentétigkeiten fir die politische Verwurzelung
des Birgermeisters (Partei, Vorfeldorganisationen) und seine soziale Akzeptanz in der
lokalen Bevélkerung (Elternverein, Musikverein, Rettungsdienst usw) in der Regel von
entscheidender Bedeutung sind, kdnnen sie aus der zeitlichen Belastung im Zusammen-
hang mit der der Amtstatigkeit nicht ausgeblendet und daher nicht der rein privaten Le-
benssphare zugerechnet werden.

3.2.3. Subjektive Belastung¢!

Die subjektive Belastung der Biirgermeister wird insgesamt relativ hoch empfunden. U-
ber das gesamte Sample hinweg wird die Belastung durch zusatzliche Aufgaben, die Be-
lastung unter der Woche und an Wochenenden als relativ hoch gewerteté2. Signifikant
niedriger wird die Belastung durch psychischen Arbeitsstress und EU-Vorgaben bewer-
tete3. Signifikant héher ist die Einschatzung der Belastung durch zu wenig Zeit fir das
Familienleben®4, wobei plausibel ist, dass Blrgermeister mit Unterhaltspflichten eine be-
sonders hohe Belastung (1,96) angeben. Dass die Koordination von Blrgermeisteramt
und Familienleben auch bei Blirgermeistern mit den héchsten Einkommen und in GroB3-
gemeinden schwierig ist, kann ebenfalls nachvollzogen werden. Regional auffallend ist,
dass die Belastung aus der zu geringen Zeit flir das Familienleben in allen Bundeslan-
dern relativ ahnlich ist; lediglich in Tirol fihlen sich die Blrgermeister unter dieser Per-
spektive deutlich weniger belastet als in den anderen Bundesléndern.

Einen Einfluss hat die zeitliche Belastung aus der Birgermeisterfunktion offenbar auf die
Amtsmddigkeit: Immerhin ist bei der Gruppe der Blrgermeister mit einer Belastung von
unter 20% der Anteil der Langzeitblrgermeister (> 15 Jahre) mit 29% doch signifikant
gréBer als bei der Gruppe der Blrgermeister mit mehr als 50 Stunden Belastung aus der
Blrgermeistertatigkeit pro Woche.

3.2.4. Unterstiutzung durch Mitarbeiter/innen und Gemeinderat

Zur Unterstitzung kénnen Blrgermeister teilweise auf Mitarbeiter/innen zurtickgreifen:s5
11% haben eine/n Mitarbeiter/in, 24% 2 bis 3 Mitarbeiter/innen, 13% 4 oder 5 Mitarbei-

@

1 Vgl Tabelle 15.

62 Die Werte schwanken auf der 5-teiligen Skala zwischen 2,17 und 2,26.
63 255 bzw 2,70.

64 2,06.

5 Vgl Tabelle 16.

@
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ter/innen und 40% mehr als 5 Mitarbeiter/innen. Immerhin 10% der Birgermeister haben
jedoch keine/n einzige/n Mitarbeiter/in.

Mit dieser Personalsituation sind 62% der Blrgermeister zufrieden, doch empfinden im-
merhin 33% die Zahl der ihnen zur Verfligung stehenden Mitarbeiter als etwas und 4%
als viel zu gering.®¢

Annlich positiv wird auch die Unterstiitzung im Gemeinderat erlebt:5” 23% sind damit
sehr zufrieden, 52% zufrieden. Ein ,befriedigend* vergeben immerhin noch 20%; ge-
nigend oder nicht gentugend beurteilen die Situation mit dem Gemeinderat nur 3
bzw 2%.

3.2.5. Unterstiitzung durch andere Gebietskérperschaftenss

Was die Unterstlitzung durch andere Gebietskdrperschaften betrifft, ist eine deutliche
Differenzierung zu beobachten: Wéahrend die Zufriedenheit mit der Unterstiitzung durch
den Bund deutlich geringer (Mittelwert 3,30), wird das Land insgesamt als tendenziell
hilfreicher eingestuft (Mittelwert 2,49).

Auffallend ist unter diesem Blickwinkel die klare regionale Segmentierung bezlglich der
Zufriedenheit mit der Unterstitzung durch das Land: Die Note 1 fir die Unterstitzung
durch das Land wird mit einem hohen Prozentsatz von den Birgermeistern aus Vorarl-
berg (30%), Niederdsterreich (27%) und dem Burgenland (23%) vergeben, wahrend der
héchste Grad an Zufriedenheit mit der Unterstitzung durch das Land in Oberdsterreich
(7%) Steiermark (5%) und Kérnten (7%) geringer angezeigt wird.

Mit der Unterstitzung durch den Bund ist man regional einheitlich weniger zufrieden:
Regionale Auffalligkeiten ergeben sich hier nur insofern, als im Burgenland die Unzu-
friedenheit am stérksten ausgeprégt ist, was sich darin duBert, dass 45% der Burger-
meister ein ,genlgend® vergeben, wahrend in den anderen Landern dieser Wert zwi-
schen 11 und 17% schwankt und in Tirol und Vorarlberg sogar nur zu 4 bzw 6% verge-
ben wird.

3.3. EINKOMMEN UND SOZIALE SICHERHEIT

3.3.1. Biirgermeistereinkommens®

Das monatliche Einkommen aus der Blrgermeistertatigkeit betragt — bezogen auf ganz
Osterreich — fiir 10% der Biirgermeister unter € 1.000, fir 24% zwischen € 1.000 und
1.200, fr 20% zwischen € 1.201 und 1.400, 14% zwischen € 1.401 und 1.600, 15% zwi-
schen € 1.601 und 2.000. Jeweils 5% der Blrgermeister verdienten zwischen € 2.001
und 2.800 bzw Uber € 2.800 p. M. aus ihrer Blrgermeistertatigkeit. Der Medianwert der
Einkommen aus Burgermeistertatigkeit betragt € 1.392,00 p. M.

66 Vgl Tabelle 17.
67 Vgl Tabelle 18.
68 Vgl Tabellen 19 (Land) bzw 20 (Bund).
69 Vgl Tabelle 21.
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Dass das Birgermeistereinkommen von der GemeindegréBe abhangt, ist plausibel: bei
Gemeinden unter 1.000 Einwohnern betragt es € 1.151,04 im Mittel (Median € 1.099,60),
und steigt bis auf € 2.491,17 im Mittel (Median € 2.175,00).

Auffallend auch hier die regionale Verteilung: Wahrend im Burgenland das Durchschnitts-
einkommen aus der Blrgermeistertatigkeit € 1.109,85 p. M. (Median € 1.082 p. M.). be-
tragt, liegt es in Vorarlberg bei € 2.650,58 p. M. (Median € 1.983,33 p. M.).

Uberraschend ist weiters, dass das monatliche gemittelte Einkommen aus der Biirger-
meistertatigkeit bei weiblichen Blrgermeistern deutlich héher ( 1.892,41 als bei mannli-
chen Blrgermeistern (€ 1.385 p. M.).70

3.3.2. Gesamteinkommen

Das Gesamteinkommen von Blrgermeistern ist stark differierend. Es hangt von der Ge-
meindegr6Be (zwischen einem Mittelwert von € 2.622,01 bei Gemeinden unter
1.000 Einwohnern und € 3.795,92 p. M. bei Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern)
als von regionalen Faktoren (zwischen Steiermark bzw Oberésterreich € 2.870 p. M. und
Vorarlberg € 3.531 p. M. im Mittel). Auffallend ist, dass jene Blrgermeister, die ihren Er-
werbsberuf als Landwirte haben, ein deutlich geringeres Gesamteinkommen (€ 2.350,01
p. M. als Mittelwert) haben, wahrend unter den unselbstandig erwerbstatigen Burger-
meistern jene aus dem Landes- und Bundesdienst (im Mittel € 3.321 p. M.) deutlich hé-
here Gesamteinkommen als die als Arbeitnehmer in Interessenvertretung und der Pri-
vatwirtschaft tatigen Blrgermeister (€ 2.897 bzw 2.948 p. M.). Birgermeister, die Unter-
nehmer sind, haben das héchste Gesamteinkommen (€ 3.611 als Mittelwert).

3.3.3. Pensionsanwartschaft

Die pensionsrechtliche Absicherung der Blrgermeister hangt naturgemans vom Alter ab.
Interessant sind die Aufschlisselungen dahingehend, in welchen Systemen die Birger-
meister Anwartschaften erworben haben:”2 Dabei zeigt sich, dass jlingere (bis 45 Jahre)
in deutlich geringerem MaB Anwartschaften aus der Blrgermeistertatigkeit erworben ha-
ben als Uber 45-Jahrige: Nur 27% der unter 45-Jahrigen haben Pensionsanwartschaften
aus der Blrgermeistertatigkeit, wahrend Gber 50% der Uber 60-Jahrigen eine Anwart-
schaft auf eine Blrgermeisterpension erworben haben. Immerhin haben aber auch bei
dieser Altersgruppe 50% keine Anwartschaft auf eine Blrgermeisterpension.

Zu mehr als 2/3 fihlen Bargermeister auch fir ihr Alter gut vorgesorgt: Die subjektive
Einschatzung, dass die Pensionsanwartschaft ausreichend ist?3, ist bei jingeren Bur-
germeistern allerdings deutlich geringer als bei alteren und in Westésterreich deutlich ge-
ringer als in Ostdsterreich. Dass sie bei BUrgermeistern, die im 6ffentlichen Dienst ste-
hen bzw bei Interessenvertretungen beschaftigt sind, besonders hoch ist, ist aus den 6f-
fentlichen Pensionssystemen zu erklaren.

70 Vgl Tabelle 21.
71 Vgl Tabelle 22.
72 \/gl Tabelle 23.
73 Vgl Tabelle 24.
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3.3.4. Entgeltfortzahlung

Der Umstand, dass bei langerer Arbeitsverhinderung die Funktionsentschadigung nicht
weiter gewahrt wird, wird immerhin von 10% als sehr groBes und 13% als ziemlich gro-
Bes Problem eingestuft. 40% sehen darin ein gewisses Problem, wahrend es fir 36% so
gut wie kein Problem darstellt. Dies lasst sich vielleicht damit erklaren, dass mdglicher-
weise nicht viele Birgermeister mit einer realen Situation konfrontiert waren, in der die
Funktionsentschadigung eingestellt wurde.

4. ZUFRIEDENHEIT — GESAMTEINSCHATZUNGEN

4.1. EINKOMMENSZUFRIEDENHEIT

4.1.1. Zufriedenheit Gesamteinkommenssituation’s

Die Einkommenszufriedenheit der Blrgermeister ist insgesamt gesehen relativ hoch:
22% koénnen sehr gut von ihrem Gesamteinkommen leben; fir 41% reicht es vollkom-
men aus; dass das Gesamteinkommen gerade reicht, geben aber immerhin noch 34%
an; lediglich fir 2% ist es nicht ausreichend. Der Mittelwert betragt 2,1.

Bei dieser Frage ist zum einen die Altersschichtung interessant, weil sich die Gruppe der
46 bis 50-Jéhrigen doch starker unter Druck fuhlt als die anderen Gruppen?s, und zum
anderen ist die relativ geringe Zufriedenheit mit der Einkommenssituation im Burgenland
auffallend, wo nur 9% die Note ,sehr gut” vergeben, wahrend dieser Wert in den anderen
Bundeslandern durchwegs tber 20% liegt.

4.1.2. Bilrgermeistereinkommen?’

Aussagekraftig ist — und dies fir sich und im Vergleich zur Gesamteinkommenssi-
tuation — auch die Auswertung der Zufriedenheit mit dem Einkommen aus der Bir-
germeistertatigkeit: Die Zufriedenheit ist generell niedriger und weist einen Mittelwert
von nur 3,24 auf; die Note ,sehr gut® und ,gut* wird nur von 26% der Blrgermeis-
ter vergeben; die Note ,genligend” und ,nicht genligend” von insgesamt 42% (!). Ten-
denziell schlechter sehen das Einkommen aus dem Birgermeisteramt Frauen (30%
,hicht genligend®), Blrgermeister im Burgenland (24% ,nicht genlgend®) und erneut
die Gruppe der jlingeren Blrgermeister zwischen 46 und 50 Jahren (51% ,genlgend®
und ,nicht gentigend): Im Vergleich dazu auffallend ist die relativ geringe Unzufrieden-
heit bei den Uber 60-Jahrigen, wo nur 28% ein ,genigend* bzw ,nicht gentgend® an-
geben.

74 Vgl Tabelle 25.

75 Vgl Tabelle 26.

76 |Insgesamt vergeben 52% ein sehr gut oder gut, bzw 43% ein befriedigend, wahrend diese Werte in den anderen Al-
tersgruppen durchwegs bei 65 bis 70% (fur ,sehr gut” und ,gut®) bzw 30% (fiir ,befriedigend”) liegen.

77 Vgl Tabelle 27.
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4.1.3. Angemessenheitseinschatzung’

Als angemessen wuirden die Burgermeister eine deutliche Erhéhung der Blrgermeister-
einkommen ansehen: die Winsche bewegen sich durchwegs zwischen 30 und 40%.
Beispielsweise winschen sich jene, die unter € 1.000 p. M. verdienen eine Erhéhung
auf €1.479,01 p.M., die Gruppe der Blrgermeister mit einem Blrgermeisterbezug
von € 1.401 bis 1.600 p. M. wirde € 2.300,36 als angemessen erachten und die Bulr-
germeister mit einem Blrgermeisterbezug von mehr als € 2.800 p. M. wirde eine Ent-
lohnung fur die Amtstatigkeit im AusmaB von € 4.700,00 p. M. als angemessen emp-
finden.

Dass hier Uiberdies enorme regionale Streuungen bestehen, verwundert nicht.

4.1.4. Vergleich zur Privatwirtschaft

Die relativ hohe Unzufriedenheit mit dem Blrgermeistereinkommen spiegeln auch die
Antworten auf die Frage wider, ob man in einer dhnlichen Funktion in der Privatwirtschaft
mehr verdienen wirde. Dieser Einschatzung stimmen 61% der Blrgermeister véllig zu,
und 30% sehen dies als sicher zutreffend an; fir lediglich 1% trifft diese Aussage gar
nicht zu. Auch hier ist die Altersschichtung auffallend: von 69% beim hdchsten Zustim-
mungsgrad bei Blrgermeistern unter 45 Jahren sinkt der h6chste Zustimmungsgrad kon-
tinuierlich auf 54% bei Uber 60-Jahrigen.

Regional gesehen schlagt sich die relativ bessere Entlohnung der Blrgermeister in Vor-
arlberg in der Selbsteinschéatzung gegeniiber den Einkommen in der Privatwirtschaft nie-
der: Vorarlberger stimmen dem Satz nur zu 45% ganzlich zu; wahrend in Nieder&ster-
reich (74%) und dem Burgenland (64%) die Zustimmungsrate am hdchsten ist. Die Ein-
schatzung durch jene, die tatsachlich in der Privatwirtschaft arbeiten ist hier ambivalent:
Unternehmer stimmen der Aussage zu einem deutlich héheren Prozentsatz (71%) zu als
Angestellte in der Privatwirtschaft (63%).

Die gleiche Tendenz spiegelt sich in der Zustimmung zur Aussage, dass man sich das
Blrgermeisteramt nur leisten kdnne, wenn man eine zusétzliche Einkommensabsi-
cherung habe??. Diese Aussage trifft fir 70% voéllig und weitere 21% eher schon zu;
auch hier ist die Zustimmungsrate fir Niederdsterreich (82%) und das Burgenland
(86%) signifikant am héchsten und fur Vorarlberg (39%) signifikant am niedrigsten.
Erwartbar war, dass jene Blrgermeister, die als Angestellte in der Privatwirtschaft ar-
beiten, diesem Satz in deutlich héherem MaB zustimmen als alle anderen Berufs-
gruppen (83% im Vergleich zu 67—75%). Gegen die sonstige Tendenz ist, dass bei die-
ser Aussage die Zustimmungsrate bei alteren Blrgermeistern hdher ist als bei den jin-
geren.

78 Vgl Tabelle 28.
7 Vgl Tabelle 29.
80 Vgl Tabelle 30.
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4.2. ZUFRIEDENHEIT GESAMTEINSCHATZUNGS!

4.2.1. Alilgemeines

Geht man von der Annahme aus, dass die Blirgermeister bei der Ubernahme des Amts
mit ihrer Situation zufrieden waren, lasst sich eine Veranderung der Gesamtzufriedenheit
unter mehreren Facetten beurteilen.

Bezlglich des Einkommens wird die Veranderung seit Amtsantritt als leicht positiv gese-
hen: Auf der flnfteiligen Skala ergibt sich ein Mittelwert von 0,28; nur geringfligig wird die
Verbesserung des Lebensstandards empfunden (0,1). Uberaus stark werden die Zu-
nahme des Arbeitseinsatzes (bis 1,29) und der Rickgang an Lebensqualitat in Bezug
auf das Familienleben (bis 1,17) empfunden; auch die Belastung der Gesundheit wird als
zunehmend stérker eingeschatzt (bis 0,58). Auffallend ist auch hier, dass in Tirol die
nachteilige Entwicklung des Familienlebens geringer empfunden wird als in den anderen
Bundeslandern.

4.2.2. Mehrbelastung ohne finanzielle Kompensations2

In diese Richtung deutet auch die Zustimmungsrate zur Aussage, dass den Biirgermeis-
tern immer mehr aufgelastet wird, ohne dass eine finanzielle Kompensation erfolgt: Die-
se Aussage trifft flir 69% voéllig und fir 27% eher schon zu. Dass der Satz unzutreffend
sei, hat nicht ein einziger Blrgermeister ausgewiesen. Interessant ist, dass Frauen (76%
héchste Zustimmungsrate) dieser Aussage in noch héherem MaB als Méanner (69%
héchste Zustimmungsrate) zustimmen.

Die regionale Verteilung zeigt, dass im Burgenland (82% Zustimmungsrate zum Héchst-
wert), Steiermark (76%) und Niederdsterreich (74%) die Entwicklung deutlich schlechter
eingeschatzt wird als in Karnten (58%), Oberdsterreich (54%) und Vorarlberg (48% Zu-
stimmungsrate zum Héchstwert).

4.3. ZUKUNFTSPERSPEKTIVE

4.3.1 Bestatigung der personlichen Entscheidungs?

Dessen ungeachtet ist die persénliche Freude im Amt relativ groB3: Die Entscheidung zur
Ubernahme der Funktion wiirden immerhin 41% sicher wieder treffen und nur 3% auf gar
keinen Fall wieder treffen. Bei der Beantwortung dieser Frage zeigen sich deutliche Ver-
anderungen in Abhangigkeit von der Amtsdauer: in den ersten zwei Jahren nach der
Amtstbernahme stehen die Blrgermeister zu 41% ganz zu ihrer seinerzeitigen Ent-
scheidung, danach steigt der wert auf 44%, ehe in der Zeit einer Amtsdauer von 5 bis
15 Jahren ein deutlicher ,Hanger“ zu beobachten ist: nur 36 bzw 37% der Blrgermeister
mit einer solchen Amtsdauer wirden ihre Entscheidung sicherlich wieder treffen. Wer al-

81 Vgl Tabelle 31.
82 \/gl Tabelle 32.
83 Vgl Tabelle 33.
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lerdings bereits 15 Jahre im Amt ist, wiirde sich zu 47% sicher wieder fiir die Ubernahme
des Amtes entscheiden.

4.3.2. Bereitschaft zur weiteren Amtsausibungs+

Die Beantwortung dieser Frage zeigt grundsatzlich eine hohe Bereitschaft der Blrger-
meister, sich auch langerfristig zu engagieren: 24% stehen noch fir 1 bis 3 Jahre, 36%
flr 4 bis 6 Jahre, 27% flur 7 bis 10 Jahre und 9% fir langer als 10 Jahre zur Verfligung.
Auffallend ist hier in regionaler Hinsicht, dass die Bereitschaft zum langeren Engagement
in Vorarlberg, Tirol und Salzburg deutlich am héchsten ausgepragt ist und in Niederds-
terreich und dem Burgenland im bundesweiten Vergleich deutlich geringer ist. Vor allem
im Burgenland ist die Bereitschaft zu einem weiteren Engagement, das langer als
7 Jahre dauern soll, dramatisch gering.85

4.3.3. Gewinnung kiinftiger Funktionstrager

Ob es leicht fallen wird, kiinftig kompetente Funktionstradger zu gewinnen, wird mit groBer
Skepsis gesehenss: Nach Auffassung von 75% der Blrgermeister trifft diese Aussage
vollig zu, 23% halten den Satz fiir eher schon zutreffend. Interessant ist, dass der Satz in
Tirol und Vorarlberg eine deutlich geringere Zustimmung findet (59% bzw 70%) als in al-
len anderen Bundeslandern.

4.3.4. |dealismus versus Bezahlung

Dass Birgermeister ihr Amt nicht nur idealistisch sehen, zeigt die Beurteilung des Satzes
,Die Bezahlung sollte bei einem Blrgermeisteramt keine so groBe Rolle spielen, viel
wichtiger ist ein idealistischer Zugang zu diesem Amt“:87 Der Satz wird insgesamt nur
von 11% der Birgermeister als véllig zutreffend bewertet, 32% sehen ihn eher zutreffend
und 37% als eher nicht zutreffend an. 19% lehnen den Satz sogar ab (,trifft gar nicht
zu“). Der Vergleich der Werte fUr die Zustimmungswerte 2 (,trifft eher zu“) und 3 (,trifft
eher nicht zu®) in den Altersgruppen und der Amtsdauer zeigt, dass sich die Gewichte
hier auf einer gréBeren Skepsis liegen, je jinger der Birgermeister ist und je kirzer er im
Amt ist. In regionaler Hinsicht ist wiederum auffallend, dass die Blrgermeister in Vorarl-
berg eine deutlich gréBere Zustimmungsrate zum Satz zeigen; die groBte Skepsis ist
hingegen im Burgenland und in Salzburg zu finden.

84 Vgl Tabelle 34.

85 |nsgesamt wollen sich nur 17% der burgenlandischen Blrgermeister so lange engagieren, wahrend die anderen Lan-
der Vergleichswerte von mindestens 26% aufweisen,

86 \/gl Tabelle 35.

87 Vgl Tabelle 36.
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Teil IV:
Gesamtauswertung

1. GROSSES ENGAGEMENT TROTZ STEIGENDER BELASTUNG

Die empirische Untersuchung hat gezeigt, dass die Blrgermeister sich nicht nur in ho-
hem MaB persdnlich und zeitlich fir das Gemeinwesen einsetzen, und auch Uber ihre
Blrgermeistertatigkeit hinaus engagiert sind, sondern auch, dass sie mit der Blrgermeis-
tertatigkeit insgesamt gesehen klar zufrieden sind. Global gesehen sind die Blrgermeis-
ter auch mit der Anerkennung der eigenen Leistung durch die Gemeindeblirger/innen
und der Unterstitzung im Gemeinderat — weniger mit der Unterstitzung durch das Land
und noch weniger mit der Unterstitzung durch den Bund — zufrieden. Weniger zufrieden
sind sie mit ihrer Lebensqualitat; auch ihre beruflichen Perspektiven schatzen sie ambi-
valent ein. Unzufriedenheit zeigt sich hinsichtlich der materiellen Absicherung.

Nicht zu Ubersehen ist freilich die subjektiv hohe Belastung der Blrgermeister. Dabei ist
nicht nur eine insgesamt hohe Belastung durch den zeitlichen Einsatz fir das Amt auffal-
lend, sondern auch die subjektive Erfahrung, dass diese steigt. Dass gleichzeitig die Un-
terstitzung durch Ubergeordnete Gebietskdrperschaften subjektiv als zwar relativ hoch
aber als verbesserungsbedurftig empfunden wird, verstarkt diese Entwicklung.

Besorgniserregend ist, dass die Blrgermeister relativ wenig Zeit fir Familienleben haben
und sie die zeitliche Arbeitsbelastung auch am Wochenende als hoch empfinden. Sie
haben dartber hinaus den Eindruck, dass sie immer mehr Aufgaben ohne finanzielle
Abgeltung zu erfiillen haben. All dies erklart, dass die Blrgermeister unter hohen subjek-
tiv empfundenen psychischen Belastungen leiden und negative Auswirkungen ihres Am-
tes auf ihre Gesundheit sehen. Verbesserungen der Gesamteinkommenssituation und
des Lebensstandards durch das Amt fallen dagegen deutlich geringer aus.

2. AUFGABENVERANDERUNGEN

Diese subjektiven Einschatzungen sind auch vor dem Hintergrund der objektiven Ent-
wicklung nachvollziehbar: Die Neuverteilung der Gemeindeaufgaben durch die Verfas-
sungsnovelle 196288 hat einen Uber zwei Jahrzehnte relativ fixen Status quo geschaffen,
der in Konsequenz vielfaltiger Entwicklungen, nicht zuletzt als Folge des EU-Beitritts in
den letzten 15 Jahren massiv verandert wurde: Gemeinden sind heute oft unmittelbarer
Adressat des Europarechts und Gbernehmen immer neue Zusténdigkeiten auf Grund in-
nerstaatlicher Neuverteilung der Vollzugsschwerpunkte, etwa im Passwesen, Meldewe-
sen und im Rahmen der Organisation der Kinderbetreuung. Kinftige Schwerpunkte im
Bereich der Organisation der Pflege alterer und behinderter Menschen sowie der Schaf-

88 Zu den Aufgaben der Gemeinden vgl Weber, Gemeindeaufgaben, in: Osterreichischer Gemeindebund, Osterreichi-
scher Stadtebund (Hrsg), 40 Jahre Gemeindeverfassungsnovelle 1962 (2002) 31 ff.
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fung von Organisationen, die der Hospitalisierung vorbeugen, werden ebenfalls die Be-
lastungen der Gemeinden — und damit der leitenden Funktionstrager innerhalb der Ge-
meinden — erhdhen. 8

Diese Entwicklung ist im Kontext eines groBBen europaischen Mainstreams zu sehen: Der
Einfluss des Europarechts hat — fiir Osterreich hat dies Ohlinger® gezeigt — im Bereich
vergaberechtlicher und beihilfenrechtlicher Regelungen die Gemeinden vor neue Her-
ausforderungen gestellt; und nicht Gbersehen werden darf, dass die Gemeinden als po-
tenzielle Empfénger von EU-Férderungen in der Handhabung der Férderprogramme und
der Zusammenarbeit der Gemeinden in Europa immer mehr gefordert werden.

Europarechtlich determiniert®® — aber auch im Trend internationaler Entwicklungen staat-
licher Verwaltungen — ist schlieBlich der Umstand, dass Aktivitdten der Gemeinden im-
mer starker auf ihre 6konomische Effizienz Uberprift und — auch im Bereich der Da-
seinsvorsorge — selbstédndige Rechtstrager des Privatrechts zur Aufgabenerfillung ge-
schaffen werden. Eine Konsequenz dieser Entwicklung ist, dass der Blrgermeister ver-
starkt in gesellschaftsrechtliche Organverantwortung gestellt und als Eigentimervertreter
in der Gesellschafterversammlung oder in Aufsichtsraten tatig wird. Dadurch wird ihm die
persdnliche Haftung im Zusammenhang mit diesen Aktivitdten starker bewusst und die
Frage nach deren Abgeltung virulent.

Wenn und soweit das Subsidiaritatsprinzip innerhalb der europaischen Union nicht blo-
Bes Lippenbekenntnis ist, wird sich diese Entwicklung in Zukunft noch verstéarken.®2 Die
Entwicklung, die mit Ohlinger als grundsétzlich positiv fiir die Gemeinden zu qualifizieren
ist, trédgt jedoch auch den Keim der steigenden Belastung der Gemeindefunktionare, ins-
besondere der Blrgermeister.

3. SOZIALRECHTLICHE DEFIZITE

Die sozialrechtliche Analyse hat gezeigt, dass die Rechtsregeln fir Blrgermeister struk-
turelle soziale Defizite in der Einkommensersatzleistung aufweisen: Sowohl bei Krank-
heit und Arbeitsunfallen ist die soziale Absicherung mangelhaft, weil die Versicherung
nach dem B-KUVG keine Einkommensersatzleistung kennt und nicht alle Lander ausrei-
chende Einkommensersatzleistungen vorsehen.

Annliches gilt fiir den Fall der Arbeitslosigkeit, weil Gemeindemandatare auf Grund ihrer
Tatigkeit nicht arbeitslosenversicherungspflichtig beschaftigt sind. Fir den Fall, dass ein
Birgermeister nach dem Ende seiner Funktion keine zumutbare Beschéftigung findet
und nicht auf Grund anders erworbener Anwartschaften Leistungen aus der Arbeitslo-
senversicherung beziehen kann, besteht eine Absicherung lediglich durch die Sozialhilfe.

89 Vgl dazu einen Problemanriss bei Mazal, Volkszahlung 2001 — Sozialrechtliche Aspekte, in: Mikl-Leitner (Hrsg),
Kremser Protokolle 2 (2001) 51—63.

% Die @sterreichischen Gemeinden und die Europaische Union 11 ff.

91 MaBgeblicher Ausldser fiir diese Entwicklung waren die so genannten Maastricht-Kriterien.

% Vgl dazu grundlegend Knemeyer, Subsidiaritit — Fdderalismus — Regionalismus, Dezentralisation, kommunale
Selbstverwaltung, in Knemeyer (Hrsg), Europa der Regionen — Europa der Kommunen (1994) 55ff; Isensee, Subsidiari-
tatsprinzip und Verfassungsrecht? (2001) 363, sowie erneut Ohlinger, Die 8sterreichischen Gemeinden und die Europai-
sche Union 24 ff.
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4. Kunftige Entwicklung

Hier kénnte entweder durch eine bundesgesetzliche Einbeziehung der Blrgermeister-
entschadigung in die Arbeitslosenversicherungspflicht oder durch landesgesetzliche Sur-
rogatregelungen analog zur Arbeitslosenversicherung Abhilfe geschaffen werden.

Die von Burgermeistern im persdnlichen Gesprach immer wieder beklagte Benachteili-
gung im Pensionssystem ist aus den normativen Regelungen jedenfalls pro futuro nicht
nachvollziehbar. Insbesondere die Veranderungen im Pensionsrecht, die in den letzten
Jahren normiert wurden, wirken sich far Blrgermeister nicht nachteiliger aus als fir an-
dere Teile der Bevdlkerung. Dies kann freilich bei einer Personengruppe zu Harteféallen
fihren, namlich bei jenen Blrgermeistern, die nicht mehr dem ,alten” Blrgermeisterpen-
sionsrecht unterliegen, im Erwerbsberuf schon langere Anwartschaften erworben haben,
aber bei In-Kraft-Treten der Pensionsreform 2003 das 50. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hatten und daher nicht in den Anwendungsbereich der altersbezogenen Ausnahme-
regelung der Pensionsreform 2003 gefallen sind. Bei dieser Personengruppe kann der
Verbleib im Burgermeisteramt aus der Perspektive der Altersversorgung finanziell unatt-
raktiv sein, weil die sukzessive steigende Wirksamkeit der Beitragsdurchrechnung den
Erwerb zusétzlicher Anwartschaften im Sozialversicherungsbereich erforderlich erschei-
nen lassen. Hier kdnnten Hartefallregelungen auf Landesebene Ausgleich schaffen.

Hinzuweisen ist freilich darauf, dass das Pensionssystem der Blrgermeisterpension so-
wohl im Erwerb von Anwartschaften als auch bei den Leistungsansprichen innerhalb
des Gesamtsystems der gesetzlichen Altersvorsorge kiinftig systematisch ,sauber® posi-
tioniert ist.

4. KUNFTIGE ENTWICKLUNG

Bedenklich ist, dass es die Burgermeister trotz ihres eigenen Engagements fir schwierig
halten, in Zukunft kompetente Funktionstrager zu gewinnen. Dabei sollte vor allem zu
denken geben, dass eine befriedigende persénliche Gesamtsituation eher bei Blrger-
meistern zu erkennen ist, die im &ffentlichen Dienst beschéftigt sind, und dass die Ge-
samtzufriedenheit bei den Funktionstragern deutlich vom Einkommen abhé&ngt.

Auch diese Facette der subjektiven Einschatzung ist objektiv nachvollziehbar: Zum einen
ist innerhalb der Einkommenspyramide, die durch die bezlgerechtlichen Regelungen
geschaffen wurde, nicht erklarbar, warum der Verantwortung der Blrgermeister als Indi-
vidualorgane innerhalb der Einkommenspyramide nicht durch eine adaquate Entlohnung
Rechnung getragen wird.

Hier drangt sich vor allem im Vergleich zu den Mitgliedern gesetzgebender Kérper-
schaften in funktionaler Betrachtung die Frage auf, warum die Entlohnung von Abge-
ordneten, die fir sich keine individuelle verwaltungsrechtliche oder zivilrechtliche
Verantwortung tragen, deutlich héher ist als jene der Blrgermeister, die als Person
auch zivilrechtlich oft hohe Verantwortung tragen. Warum fiir Nationalratsabgeordne-
te im Jahr 20069 ein Bezug von € 7.905,02 p. M., fUr ein Mitglied des Bundesrates

98 Kundmachung des Prasidenten des Rechnungshofes im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ vom 23. 5. 2006 mit Wirk-
samkeit zum 1. 7. 2006.
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immerhin noch € 3.952,50 p. M. vorgesehen sind, wahrend das Medianeinkommen
der Burgermeister € 1.392,— p. M. betragt, ist unter Verantwortungsgesichtspunkten
unverstandlich.

Zum anderen verstarkt die Beschrdnkung auf im Regelfall maximal zwei Einkommen aus
offentlichen Quellen durch das Beziigebegrenzungsrecht bei Ausgliederungen den Ein-
druck, dass die steigende Verantwortung nicht durch adaquate Entlohnung abgegolten
wird: Zwar ist evident, dass es sinnvoll ist, wenn Blrgermeister nicht viele Funktionen
verbinden, und wenn das Gesamteinkommen limitiert ist; es ist aber sachlich fragwurdig,
unabhangig von der Verantwortung, nur den Bezug der beiden héchsten Einkommen
aus diesen Tatigkeiten zuzulassen.

Zu Uberlegen ist, ob nicht eine Kombination aus Mandaten und dem daraus erzielten
Einkommen sachadaquater ware; was die Zahl der Mandate betrifft, kbnnte man sich
dabei an der Regelung des Corporate-Governance-Kodex® orientieren, der fur Auf-
sichtsratsmandate eine Héchstzahl von 8 festlegt, wobei Vorsitze doppelt z&hlen.

Auch der Vergleich zur Privatwirtschaft lasst die Abgeltung der Blrgermeister als frag-
wirdig erscheinen: Eine aktuelle Gehaltsstudie® weist differenziert nach Branchen und
Verantwortungsebenen Gehélter aus, die zum Teil deutlich Gber den Beztgen der Bir-
germeister liegen:

Rechnet man das Medianeinkommen der Birgermeister (€ 1.392,00 p. M. netto) auf
Basis des mittleren Werts zeitlicher Belastung alleine aus der Birgermeistertatig-
keit% (32,7 Stunden pro Woche) auf eine 40-Stunden-Woche um (€ 1.702,00 p. M.
netto) wirde das Jahresgehalt auf Basis von 14 Monatsbeztgen brutto € 23.828,00
betragen und damit knapp Uber dem einer persdnlichen Assistent/in im Alter von
25 Jahren und im untersten Quartil (€ 22.900 p. a.) und bereits etwa 10% unter dem
von 28-jahrigen Help-Desk Mitarbeiter/innen im untersten Quartil (€ 27.300 p. a.) lie-
gen; damit wird von den Blrgermeistern nicht einmal der Medianwert der Bezlige
persdnlicher Assistent/innen im Alter von 25 Jahren (€ 25.600 p. a.) erreicht; Beziige
eines Produktmanagers mit 37 Jahren (Medianwert € 54.000 p.a.), eines Personal-
leiters im Alter von 41 Jahren (Medianwert € 80.900 p.a.) erscheinen angesichts
dessen geradezu utopisch. Dass die meisten Blrgermeister in der Altersgruppe der
Uber 45-Jahrigen sind, wére bei dieser Vergleichsrechnung der Blrgermeister ge-
sondert zu bedenken!

Insgesamt erklart dies, warum die Bilrgermeister immer mehr auch persoénlich keines-
wegs sorgenfrei in die Zukunft blicken: Zum einen haben Burgermeister auf Grund ihrer
offentlichen Tatigkeit typischerweise geringere Mdglichkeiten, wesentliche Vorausset-
zungen fiir eine innerbetriebliche Karriere — Bereitschaft zur Uberstundenleistung, zu-
satzliche Fortbildung — zu erflllen; zum anderen besteht die Gefahr, dass sie auf Grund
ihrer 6ffentlichen Tatigkeit in ihrer beruflichen Entwicklung auch nach dem Ende der

9% Regel L 56 des Osterreichischen Corporate-Governance-Kodex vom Janner 2006.
9 www.neumann-compensation.com, auszugsweise veroffentlicht in Report Plus 4/2006,12 ff.
% Ohne Nebentatigkeiten.
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5. Profilbildung und Entlohnung

Funktion behindert (weil als ,politisch* punziert) sind. Dass manche die durch die 6éffentli-
che Funktion verbesserten Networking-Chancen fir die persénliche berufliche Entwick-
lung nutzen kénnen, muss die Nachteile aus der politischen Tétigkeit keineswegs flachig
kompensieren. Dass all dies fur Blrgermeister, die im Erwerbsberuf 6ffentlich Bedienste-
te sind, nicht in gleichem MaB zutrifft, ist nachvollziehbar; ob es allerdings winschens-
wert ist, dass 6ffentliche Funktionen fir nicht 6ffentlich Bedienstete weniger attraktiv sind
als fur 6ffentlich Bedienstete, darf bezweifelt werden.

5. PROFILBILDUNG UND ENTLOHNUNG

Uberlegt man, wie man der — offensichtlich wesentlichen — Frage der Entlohnung korrekt
begegnen soll, zeigt die Gegenlberstellung der Normen einerseits und der realen Situa-
tion der Burgermeister andererseits, dass es offensichtlich sachfremd ist, die Entlohnung
grundsétzlich an der an der Zahl der Blirger gemessenen GemeindegréBe anzuknipfen:
Offensichtlich gibt es Blrgermeister, die in kleineren Gemeinden viel, in gréBeren Ge-
meinden hingegen weniger Zeit — und umgekehrt — fir ihre Amtstatigkeit aufwenden;
auch ist evident, dass die Belastung nicht nur vom Charakter als groBe oder als kleine
Gemeinde abhéangt; auch ob eine Gemeinde landlichen oder stadtischen Charakter hat,
beeinflusst die Belastung; und schlieBlich spielt offenbar auch das AusmaB der (ber-
nommenen rechtlichen Verantwortung eine Rolle. Die Vielzahl der Parameter erklart, wa-
rum die Abgeltung durch Instrumente erfolgen soll, die eine Vielzahl von Parametern be-
ricksichtigen sollte: Letztlich hangt es vom Profil ab, das die Gemeinde hat bzw fir das
sie einen Blrgermeister sucht. Unter diesem Blickwinkel wére es sinnvoll, als Ergebnis
von Willensbildungsprozessen auf Gemeindeebene® eine Profilbildung vorzunehmen
und Entscheidungen Uber die H8he der Abgeltung zu treffen; Allenfalls kénnte die Lan-
desgesetzgebung fur diesen Prozess Bandbreiten der Entgeltgestaltung vorgeben.

Will man die Vergleichbarkeit der Blrgermeisterabgeltung innerhalb einer Region sicher-
stellen, kénnte eine zentrale Instanz auf Landes und/oder Bundesebene® Profiltypen
und/oder Entlohnungsbandbreiten entwickeln, wobei dann auf der Gemeindeebene die
Zuordnung der eigenen Gemeinde zum jeweiligen Typus erfolgen muisste.

Bei all diesen Vorgangen sollte ein klares Augenmerk auf die H6he der individuellen Ab-
geltung der Gemeindefunktion gelegt werden: Uberall dort, wo die Tétigkeit ihrem Um-
fang und Charakter nach das MaRB eines typischen Ehrenamts Ubersteigt, weil die zeitli-
che Belastung und die Verantwortung hoch sind, sollte die Entlohnung merkbar steigen,
will man nicht gute Blrgermeister bzw ihre Tétigkeit unter ihrem Wert behandeln. Dass
die Rolle des Biurgermeisters heute lber weite Strecken eine andere zeit- und mengen-
maBige Belastung mit sich bringt als in den 60er Jahren, ist evident; dass die Entlohnung
in vielen Fallen dieser Funktion nicht mehr adaquat ist, hat die Untersuchung klar ge-
zeigt.

97 Hier ware neben Gemeinderatsdebatten auch an Birgergutachten udgl zu denken.
9% Waisenrat, Rechnungshof usw.
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     Kompatibilitätsstandard: PDF/X-3 (kompatibel mit Acrobat 4.0)
     Wenn nicht kompatibel: Fortfahren
Wenn kein Endformat- oder Objekt-Rahmen festgelegt ist:
      Links: 0.0 Rechts: 0.0 Oben: 0.0 Unten: 0.0
Wenn kein Anschnitt-Rahmen festgelegt ist:
     Anschnitt-Rahmen auf Medien-Rahmen festlegen: Ja
Standardwerte, sofern nicht im Dokument festgelegt:
     Profilname für Ausgabe-Intention: ISO Coated
     Kennung der Ausgabebedingung: 
     Ausgabebedingung: 
     Registrierung (URL): 
     Überfüllung: "False" eingeben

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Nein
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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Verwendete Acrobat Distiller 7.0 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.1" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Drucke auf Desktop-Druckern und Proof-Geräten erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Komprimierung auf Objektebene: Aus
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 446.457 Höhe: 327.402 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Farbe nicht ändern
     Wiedergabemethode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: PDF/X-3 (kompatibel mit Acrobat 4.0)
     Wenn nicht kompatibel: Fortfahren
Wenn kein Endformat- oder Objekt-Rahmen festgelegt ist:
      Links: 0.0 Rechts: 0.0 Oben: 0.0 Unten: 0.0
Wenn kein Anschnitt-Rahmen festgelegt ist:
     Anschnitt-Rahmen auf Medien-Rahmen festlegen: Ja
Standardwerte, sofern nicht im Dokument festgelegt:
     Profilname für Ausgabe-Intention: ISO Coated
     Kennung der Ausgabebedingung: 
     Ausgabebedingung: 
     Registrierung (URL): 
     Überfüllung: "False" eingeben

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7000
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Nein
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de




